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A B K Ü R Z U N G S V E R Z E I C H N I S 
AFG Arbei ts förderungsgesetz vom 25. 6. 1969 (BGBl. I S. 582) 

BfA Bundesanstal t für Arbei t 

BVerfGG Gesetz über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 3. 1951 
(BGBl. I S. 243) 

GG Grundgesetz für die Bundesrepubl ik Deutschland vom 23. Mai 1949 
(BGBl. S. 1) 
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s. siehe 
SGB-IV Sozialgesetzbuch, Gemeinsame Vorschri f ten für die Sozialversicherung 

vom 23. 12. 1976 (BGBl. I S. 3845) 
SV Selbstverwaltung * 
A. Der Rahmen 
I . S e l b s t v e r w a l t u n g i n d e r B u n d e s r e p u b l i k D e u t s c h l a n d 

1 . 0 / e Grundformen 

„Selbstverwaltung" ist eine Methode der Verwaltungsorganisation. In der 
Bundesrepublik Deutschland finden sich dafür drei typische Erscheinungsformen: 
— Rechtsfähige K ö r p e r s c h a f t e n des öffent l ichen Rechts: das sind Zusammen

schlüsse von Menschen oder jur ist ischen Personen zu einem öffentl ichen Zweck 
(ζ. B. von Ärzten in einer „Ärz tekammer" zur rechtl ichen Ordnung der ärzt l ichen 
Berufstät igkeit und zur Wahrung der Interessen der Ärzte untereinander und nach 
außen). 
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- Rechtsfähige A n s t a l t e n des öffentl ichen Rechts: das sind Gesamtheiten von 
Personen und Sachen, die e inem best immten öffentl ichen Zweck dienen (ζ. B. von 
Bankfachleuten, Beamten und anderen Bediensteten, Geld, anderen Vermögenswerten, 
Gebäuden etc. in der Deutschen Bundesbank zum Zweck der Geldwirtschaftspol i t ik) . 

- Rechtsfähige S t i f t u n g e n des öffentl ichen Rechts: das s ind Vermögen, die einem 
best immten öffent l ichen Zweck gewidmet und zur jur ist ischen Person verselbständigt 
s ind (ζ. B. die Sti f tung für das behinderte Kind, die ein best immtes, aus Schaden
ersatz forderungen erwachsenes Vermögen im Interesse der Geschädigten zu ver
wenden h a t ) 1 . 

Alle diese Erscheinungsformen sind j u r i s t i s c h e P e r s o n e n d e s 
ö f f e n t l i c h e n R e c h t s („rechtsfähige Verwaltungseinheiten"). Ein unsau
berer Sprachgebrauch, dessen sich oft auch der Gesetzgeber bedient2, bezeich
net mitunter alle juristischen Personen als „Körperschaften" des öffentlichen 
Rechts. Deshalb muß man bei der Lektüre deutscher Gesetze, Entscheidungen 
und Schriften damit rechnen, daß „Körperschaft des öffentlichen Rechts" allge
mein „juristische Person des öffentlichen Rechts" oder, spezifisch und korrekt, 
eine zu einem bestimmten öffentlichen Zweck zu einer juristischen Person 
zusammengefaßte Personenmehrheit bedeuten kann. 

Aber auch diese K ö r p e r s c h a f t e n im engeren Sinn haben einen sehr 
unterschiedlichen Charakter. Hier genügt es, folgende Formen festzuhalten: 
- G e b i e t s k ö r p e r s c h a f t e n sind als Gemeinden (Städte), Kreise, Bezirke usw. 

a l lgemein für die lokalen oder regionalen öffentl ichen Aufgaben eines Gebietes 
zuständ ig . 

- P e r s o n a l k ö r p e r s c h a f t e n dagegen organis ieren Personen zu einem ganz 
best immten Zweck (ζ. B. Bodenverbände, die Grundeigentümer eines best immten Be
reiches zur Verbesserung der Bodenkul tur zusammenschl ießen). Solche Personalkörper
schaften können auch terr i tor ia l gegl iedert se in ; doch bleibt der besondere Zweck und 
die von ihm hergelei tete Selekt ion der Mitgl ieder das pr imäre Prinzip ihrer Organi
sat ion. 

- V e r b a n d s k ö r p e r s c h a f t e n schließen dagegen jur ist ische Personen des 
öffent l ichen Rechts (u. U. auch mit jur ist ischen Personen des privaten Rechts oder 
natür l ichen Personen) zusammen, um einem gemeinsamen öffent l ichen Zweck zu dienen 
(ζ. B. fassen sog. „Zweckverbände" Gemeinden zum gemeinsamen Betr ieb einer Schule, 
einer Sparkasse, einer Kanal isat ion und ähnl ichem zusammen). 

2 . Ζ w e c k ζ υ s a m m e η h ä η g e 

Hinter diesen verschiedenen Formen von SV stehen sehr unterschiedliche 
Leitbilder und Absichten. 

a) Dezentralisation der öffentlichen Verwaltung 

Die Vielfalt der „rechtsfähigen Verwaltungseinheiten" soll die Energien, 
die notwendig sind, die vielfältigen Aufgaben des Staates zu erfüllen, opti
mal bereitstellen und einsetzen. Gewisse Zuständigkeiten sollen dem Einfluß 

1 Zur begri f f l ichen Abgrenzung von Körperschaft, Anstal t und Sti f tung s. Hans J . W o l f f 
u. Otto Β a c h o f , Verwaltungsrecht, Bd. I I , 4. Auf l . , München 1976, § 84; einen Ge
samtüberb l ick gibt Walter R u d o l f , Verwal tungsorganisat ion, i n : Er ichsep/Mar tens, 
A l lgemeines Verwaltungsrecht, 3. Auf l . , Berl in 1978, S. 461 ff. 

2 So heißt es etwa in § 189 A F G : „Die Bundesanstal t ist eine rechtsfähige Körperschaft 
des öffent l ichen Rechts mit Selbstverwal tung" . 
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der zentralen Regierung entzogen und der eigenständigen Wahrnehmung 
durch besonders Sachkundige3 und/oder besonders Interessierte4 anvertraut 
werden. Hinsichtlich der finanziellen und sonstigen Mittel soll bewirkt werden, 
daß sie ihrer Zweckbestimmung zuverlässig erhalten bleiben, während ande
rerseits die Haushaltsrechnung und die Haftung des Staates von der Verant
wortlichkeit auf diesem speziellen Bereich weitgehend freigestellt werden5. 
Die Grundvorstellung dabei ist, daß es sich bei Aufgaben der SV um Auf
gaben handelt, die auch Aufgaben des Staates sein könnten. Im Sinne die
ser Zweckrichtung entsprechen sich daher die Begriffe „SV" und „mittel
bare Staatsverwaltung". 

b) Eigenständigkeit der Gesellschaft, Demokratie und Partizipation 

Ein anderes Ziel ist, die Begegnung von S t a a t u n d G e s e l l s c h a f t 
harmonisch zu gestalten. Die Vorstellung eines Gegensatzes von Staat und 
Gesellschaft6 ist eine wesentliche, im 19. Jahrhundert verwurzelte Vorstellung 
politischen und rechtlichen Denkens in Deutschland. Im 19. Jahrhundert wurde 
die Vorstellung des Gegenübers des absoluten Monarchen und der in vielen 
„Ständen" gestaffelten, unterschiedlich berechtigten Untertanen abgelöst 
durch die Vorstellung des Nebeneinander von Staat und Gesellschaft. „Staat" 
ist die als solche organisierte Gesellschaft — nicht nur die Regierungs-, 
Gesetzgebungs-, Vollzugs- und Rechtsprechungsorganisation, sondern jeder 
Bürger, soweit er in diesem System wirkt und von ihm betroffen ist. „Gesell
schaft" sind die Menschen, die in diesem Staat leben, soweit sie privat leben 
oder frei mit anderen zusammenwirken. Unternehmen, Gesellschaften, Ver
einigungen (Gewerkschaften, Sportverbände, wissenschaftliche und religiöse 
Vereinigungen usw.), soweit sie nicht vom Staat auf öffentliche Zwecke hin 
geformt und kontrolliert werden, sind Phänomene der Gesellschaft. Im Rah
men dieser Vorstellung eines Gegensatzes von Staat und Gesellschaft hat 
SV eine ganz besondere Funktion. Die Vielfalt der Formen der SV erlaubt es, 
gesellschaftliches Wirken zu regulieren, ohne die Eigenständigkeit der Ge
sellschaft voll aufzuheben. Vor allem die berufsständischen Organisationen 
(Ärztekammern, Handelskammern usw.) haben diesen Zweck: Der Staat hält 
eine Regelung der beruflichen Situation und Betätigung für notwendig. Er will 
diese Regelung jenseits einer bestimmten Grenze aber den betroffenen ge
sellschaftlichen Kreisen selbst überlassen. Darum schafft er Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, deren Rahmen er zwar absteckt, in denen aber die 
Betroffenen weitgehende Autonomie genießen. 

Dieses Grundmuster hat jedoch Varianten. So war die jur ist ische Diskussion von 
„SV" im 19. Jahrhunder t zu einem großen Tei l vom Aspekt der A u t o n o m i e d e r 

3 Dieses technokrat ische Element tr i t t besonders bei den Anstal ten hervor. 
4 Dieses demokrat ische Element tr i t t besonders bei den Körperschaften hervor. 
5 Dieses f inanztechnische Element ist vor al lem für die Sti f tung bedeutsam. 
6 Dieser Gegensatz prägt etwa noch die verwaltungsrecht l iche Monographie von Heinrich 

R o s i n , Das Recht der öffentl ichen Genossenschaft, Freiburg 1866, Nachdr. Aalen 
1971; zur „socia lwissenschaf t l ichen" Revision der l iberalen Staatslehre s. e ingehend 
Eckard Ρ a η k ο k e, Sociale Bewegung - Sociale Frage - Sociale Polit ik, Stuttgart 
1970, umfassend Ernst Wol fgang B ö c k e n f ö r d e , Die Bedeutung der Unterscheidung 
von Staat und Gesellschaft im demokrat ischen Sozialstaat der Gegenwart , i n : Fest
schrift für W. Hefermehl , Stuttgart 1972, S. 11 ff. 
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G e s e l l s c h a f t , Insbesondere der Autonomie gesellschaft l icher Vereinigungen be
st immt. Die Begr i f fsbest immung von „SV" knüpfte dabei nicht so sehr daran an, daß 
es sich um die Organisat ion an sich staatl icher Aufgaben handelte, die vom Staat 
an den SV-Träger delegiert waren. Der Akzent lag darauf, daß eine best immte Auf
gabe überhaupt entweder ausschließlich durch Verein igungen oder Gesellschaften des 
Privatrechts oder auch von gesel lschaft l ichen Kräften in Körperschaften des öffentl ichen 
Rechts wahrgenommen wurde. Diese Richtung v e r z i c h t e t e für den Begriff der 
„SV" deshalb auf den ö f f e n t l i c h - r e c h t l i c h e n C h a r a k t e r der Selbst
verwal tungseinhei t . Sie ist heute nicht mehr verbreitet. Gleichwohl ist auch heute noch 
von „sozia ler Selbstverwal tung" die Rede, wenn man die gemeinsame Wahrnehmung 
von sozialen Aufgaben innerhalb und außerhalb der öffentl ichen Verwaltung — insbe
sondere also in der Tar i fautonomie (einschließlich Tarifverträge) — durch die Tarif
partner (Gewerkschaften und Arbei tgeberverbände) beschreiben wi l l . Sorgte sich diese 
Richtung darum, die Unabhängigkei t der Gesellschaft vom Staat und ihr eigenständiges 
Wirken zu sichern, so ging es einer anderen darum, den Einfluß der Gesellschaft auf 
den Staat zu sichern. Nach dieser Meinung kam es nicht darauf an, daß die Wil lens
bi ldungseinhei t , auf die gesellschaft l iche Kräfte Einfluß nehmen, zu einer „rechts
fähigen Verwal tungseinhei t " verselbständigt ist. Ihr genügte es auch, wenn best immte 
Entscheidungen innerhalb der staatl ichen Verwal tung ζ. B. von Ausschüssen getroffen 
würden , an denen auch besonders sachkundige oder interessierte Gruppen oder Per
sönl ichkei ten aus der Gesellschaft betei l igt waren. Von daher unterschied man zwi
schen „recht l icher SV" in rechtsfähigen Körperschaften, Anstal ten und Sti f tungen des 
öffent l ichen Rechts und „ p o l i t i s c h e r S V " durch Mi twirkung gesellschaft l icher 
Kräfte in Ausschüssen der V e r w a l t u n g 7 . In jüngerer Zeit wurde dieser Aspekt durch 
das Lei tbi ld der P a r t i z i p a t i o n neu belebt. 

c ) Selbstverwaltung als Teil demokratischer Staatsorganisation 

Indem der Staat selbst eine D e m o k r a t i e wurde, hat sich der Sinn 
der SV verändert. Über die zentralen Mechanismen der Parlamentswahlen 
und der parlamentarischen Kontrolle der Regierung allein kann diese Demo
kratie nur unzulänglich realisiert werden. Deshalb stellt man neben die zen
trale Demokratie p a r t i k u l a r e D e m o k r a t i e n , in denen die jeweils 
Interessierten und Betroffenen ihre Angelegenheiten selbst verwalten können. 
An die Stelle des Gegensatzes des monarchischen Staates zur demokrati
schen SV trat der Gegensatz der zentralen Demokratie des Staates zur parti
kularen Demokratie in der SV. Das Grundmuster dafür sind die Kommunen 
(Gebietskörperschaften), die Demokratien der Bürger des jeweiligen kommu
nalen Gebietes. Aber auch die berufsständischen Körperschaften sind solche 
kleinen Demokratien. Körperschaften werden so heute grundsätzlich als parti
kulare Demokratien der Betroffenen verstanden, und auch in Anstalten ist 
demokratische Partizipation der Betroffenen möglich. 

d) Zusammenfassung 

Von SV wird heute allgemein dann gesprochen, wenn bestimmte Aufgaben 
der Verwaltung vom Staat getrennten „rechtsfähigen Verwaltungseinheiten" 
(rechtsfähigen Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen des öffentlichen 

7 Die rechtswissenschaft l iche Diskussion des ausgehenden 19. Jahrhunderts wurde sehr 
stark vom Werk Rudolf v o n G n e i s t s beeinf lußt; eine e ingehende Darstel lung f indet 
sich bei Karl Jürgen B i e b a c k , Die öffentl iche Körperschaft, Schriften zum öffent
l ichen Recht, Bd . 286, Berl in 1976. 
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Rechts) übertragen werden ( „ m i t t e l b a r e S t a a t s v e r w a l t u n g " ) . 
Diese SV bekommt eine besondere Qualität, wenn sie zur I n t e n s i v i e 
r u n g d e r D e m o k r a t i e beiträgt. Das ist der Fall, wenn die Struktur 
der Selbstverwaltung geeignet ist, den an der Verwaltungsaufgabe besonders 
Interessierten spezifischen Einfluß zu geben — sei es durch p a r t i z i p a -
t o r i s e he Einwirkung von Gruppen und Verbänden auf die Verwaltungs
einheit, sei es durch die Zusammenfassung der Betroffenen zu a u t o 
n o m e n p a r t i k u l a r e n D e m o k r a t i e n . Aber auch ohne diese be
sondere Qualität kann „mittelbare Staatsverwaltung" als „SV" einer Aufgabe 
durch eine dafür besonders geeignete Organisation verstanden werden. 

Daneben ist es notwendig, den h i s t o r i s c h e n W e r d e g a n g der 
Ideen und Erscheinungsformen der SV in Betracht zu ziehen. Nicht selten 
nämlich werden Auseinandersetzungen um „SV" dadurch erschwert, daß Ge
danken einfließen, die an der Gesellschaft des 19. Jahrhunderts orientiert sind. 

3. S t a a t und Selbstverwaltung 

a) Ordnung und Aufsicht 

SV steht in der V e r a n t w o r t u n g d e s S t a a t e s . Er nimmt sie vor 
allem in zwei Formen wahr: durch r e c h t l i c h e O r d n u n g und durch 
A u f s i c h t . Die Errichtung von rechtsfähigen Verwaltungseinheiten kann nur 
durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das die Aufgaben so
wie alle Wirkungsmöglichkeiten der Verwaltungseinheit bestimmt. Und wie 
der Gesetzgeber an die verfassungsmäßige Ordnung gebunden ist, so sind 
auch die Träger der SV an das Recht und das staatliche Gesetz als das 
zentrale Steuerungsinstrument gebunden (Art. 20 Abs. 3 GG). SV ist im demo
kratischen Rechtsstaat der Bundesrepublik Deutschland nur legitim, wenn der 
staatliche Gesetzgeber die wesentlichen Funktionen der SV selbst regelt. 
Insbesondere kann Zwangsmitgliedschaft vom staatlichen Gesetz angeordnet 
werden; Befugnisse gegenüber Mitgliedern und anderen Beteiligten müssen 
durch ein staatliches Gesetz legitimiert sein. 

Hinsichtlich der A u f s i c h t unterscheidet man zwischen Ermessensauf
sicht und Rechtsaufsicht. Die R e c h t s a u f s i c h t hat dafür zu sorgen, daß 
die SV das Recht (Verfassung, Gesetze, Rechtsverordnungen, auch unge
schriebene Rechtsgrundsätze) beachtet. Sie hat Rechtsverstöße zu beanstan
den und auszuräumen. Rechtsaufsicht ist das Minimum der Aufsicht, die der 
Staat gegenüber der SV-Einheit ausübt; zugleich ist sie die Regelform. Die 
E r m e s s e n s a u f s i c h t — auch Fachaufsicht genannt — ist die Ausnahme. 
Sie bedeutet, daß der Staat auch dort, wo das Recht der SV Spielräume läßt, 
in ihre Dispositionen eingreifen darf. „Ermessensaufsicht" heißt, daß der Staat 
seine Ansicht über das, was zweckmäßig ist, an die Stelle der Ansicht der SV 
setzen und für maßgeblich erklären darf. Inwieweit der Staat Rechts- oder 
Ermessensaufsicht hat, muß das Gesetz bestimmen. Nicht selten werden die 
Angelegenheiten, die unter die Rechtsaufsicht fallen, als „eigene" oder „ S V -
Aufgaben, die Angelegenheiten, die darüber hinaus unter die Ermessens
aufsicht fallen, als (vom Staat) „übertragene Aufgaben" bezeichnet. 

Die Ordnungsverantwortung des Gesetzgebers und die Aufsicht der Exe
kutive werden durch den g e r i c h t l i c h e n R e c h t s s c h u t z ergänzt. 
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Das allgemeine Recht eines jeden Betroffenen, gegen eine Verletzung seiner 
Rechte die Gerichte anzurufen (Art. 19 Abs. 4 GG), besteht auch gegenüber 
der SV. Auf der anderen Seite können auch SV-Träger die Gerichte anrufen, 
wenn der Staat — etwa durch eine Aufsichtsmaßnahme - ihre Rechte verletzt. 

b) Selbstverwaltung und bundesstaatliche Ordnung 

Wenn in der Bundesrepublik Deutschland von „Staat" die Rede ist, so be
deutet das immer: Zentralstaat (Bund) u n d Gliedstaaten (Länder). Aus die
ser „Spaltung" des Staates ergeben sich Konsequenzen für die SV, denn sie 
kann grundsätzlich nur einem „Staat" — dem Bund o d e r einem Land -
zugeordnet sein. Allerdings ist es möglich, daß der Bund, dessen Gesetz
gebungszuständigkeit sehr viel weiter ist als die der Länder, auch dann 
die rechtliche Ordnung eines SV-Zweiges bestimmt, wenn die SV-Träger hin
sichtlich der administrativen Verantwortung - insbesondere hinsichtlich der 
Aufsicht — den Ländern zugeordnet sind. Verwaltungseinheiten, die der Auf
sicht des Bundes unterstehen, werden als „bundesunmittelbar" oder „bundes
inkorporiert", solche, die der Aufsicht eines Landes unterstehen, als „landes
unmittelbar" oder „landesinkorporiert" bezeichnet. 

II. S o z i a l v e r s i c h e r u n g i n d e r B u n d e s r e p u b l i k 
D e u t s c h l a n d 

Die Sozialversicherung in der Bundesrepublik Deutschland gliedert sich i m 
w e s e n t l i c h e n in v i e r Z w e i g e 8 : 
1. Die K r a n k e n v e r s i c h e r u n g sichert gegen das Risiko des Behandlungs- und 

Pf legebedarfes im Krankheitsfal le sowie gegen das Risiko des Einkommensausfal les 
infolge Krankhei t . Sie bietet eine analoge Sicherung für den Fall der Mutterschaft 
und des Schwangerschaftsabbruchs. 

2. Die U n f a l l v e r s i c h e r u n g sichert gegen das Risiko des Behandlungs- und 
Pf legebedarfes, des Ausbi ldungsbedar fes und der E inkommensminderung und des 
Einkommensver lustes infolge eines Arbei tsunfal ls, eines durch das Gesetz gleichge
stel l ten Unfal les (ζ. B. von Schülern oder Studenten im Rahmen ihrer Ausbi ldung) 
oder einer Berufskrankhei t . Sie schützt ferner die Hinterbl iebenen der infolge eines 
Arbei tsunfal les, eines gleichgestel l ten Unfalles oder einer Berufskrankhei t Verstorbenen 
gegen das Risiko des Unterhaltsverlustes. Sie befreit grundsätzl ich den Arbeitgeber 
von der Haftung für Schäden von Arbei tnehmern, die das Unternehmen zu verant
wor ten hat. 

Darüber hinaus gibt es den viel fäl t igen Bereich der Fälle, in denen das Leistungs
recht der Unfal lversicherung angewandt w i rd , ohne daß eine Sozialversicherung voraus
gegangen wäre : so zur Sicherung gegen Schäden, die Lebensretter bei ihrem Rettungs
einsatz, Mi tarbei ter der Freien Wohl fahrtspf lege in dieser Tät igkeit , Blutspender im 
Zusammenhang mit einer Blutentnahme er le iden u. ä. Insgesamt handelt es sich dabei 
um die E n t s c h ä d i g u n g f ü r O p f e r , die jemand i m I n t e r e s s e d e r 
A l l g e m e i n h e i t auf sich genommen hat: „ u n e c h t e " U n f a l l v e r s i c h e 
r u n g . 

8 Das System der sozialen Sicherung in der Bundesrepubl ik Deutschland ist in der 
Schweizerischen Zeitschri f t für Sozialversicherung Nr. 23, 1979, S. 249-265 von Hans 
F. Z a c h e r näher dargestel l t worden. Zu den Fundstel len der einzelnen Gesetze und 
der dazu wesent l ichen Literatur s. dort. 
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3. Die R e n t e n v e r s i c h e r u n g sichert gegen das Risiko der Einkommensverminde
rung oder des Einkommensver lustes infolge von Invalidität (Berufs- oder Erwerbs
unfähigkei t) und des Alters. Sie sichert ferner die Hinterbl iebenen eines Versicherten 
gegen das Risiko des Verlustes des Unterhalts im Falle des Todes. 

4. Die A r b e i t s l o s e n v e r s i c h e r u n g sichert gegen das Risiko der Minderung 
oder des Verlustes des Einkommens infolge wesent l icher Arbei tseinschränkung oder 
vö l l iger Arbei ts losigkei t . 

Daneben bestehen w e i t e r e Z w e i g e von Sozialversicherung oder ver
wandten Sicherungseinrichtungen, die hier nicht näher berücksichtigt werden 
können: 
- So insbesondere für wei tere soziale Risiken, ζ. B. die Sicherung von Arbei tnehmern 

gegen den Lohnausfal l beim Konkurs des Arbei tgebers durch das sog. Konkursausfal l 
g e l d ; 

- fe rner für Personen, die gegen eines der vorgenannten Risiken in den al lgemeinen 
Systemen nicht gesichert s ind, ζ. B. berufsständische Versorgungseinr ichtungen der 
Ärzte für den Fall des A l ters ; 

- und vor al lem zusätzl iche Sicherungen für den Fall der Invalidität und des Alters ζ. B. 
durch betr iebl iche Al terskassen, Zusatzversorgungen für den öffentl ichen Dienst usw. 

B. Die Institutionen der Sozialversicherung; der Grundsatz der Selbstverwaltung 

Die Sozialversicherung wird in der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich 
durch rechtsfähige Verwaltungseinheiten in SV durchgeführt. Davon gibt es nur 
wenige Ausnahmen. Im einzelnen sind Grad und Prinzipien der Gliederung sehr 
unterschiedlich. 

1. In der Bundesrepublik Deutschland werden fast 90 Prozent der Bevölkerung 
als Versicherte und mitversicherte Familienangehörige durch die g e s e t z 
l i c h e K r a n k e n v e r s i c h e r u n g versorgt. Die Durchführung dieses Lei
stungssystems, das im Jahre 1978 insgesamt einen Betrag von 74 Milliarden 
D-Mark ausgab9, obliegt den einzelnen Krankenkassen als den Trägern der 
Krankenversicherung. Im Jahre 1976 gab es 1425 Krankenkassen, davon waren 
- 307 Ortskrankenkassen: die a l lgemeinen, regional gegl iederten Pf l ichtkassen als grund

sätzl iche Träger der Krankenversicherung für al le versicherungspf l icht igen Arbei tnehmer 
und Selbständigen 

- 921 Betr iebskrankenkassen: in denen Angehör ige eines Betr iebes, für den der Unter
nehmer eine Betr iebskrankenkasse errichtet hat, anstel le der Ortskrankenkasse ver
sichert s ind 

- 161 Innungskrankenkassen: in denen die Versicherungspf l icht igen best immter Hand
werkszweige versichert s ind 

- landwirtschaft l iche Krankenkassen, die bei den landwirtschaft l ichen Berufsgenossen
schaften (s. u. 2) err ichtet we rden : für selbständige Landwir te 

- d ie Seekrankenkasse der Seekasse (s. u. 3) : für die Besatzungen deutscher See
fahrzeuge 

- d ie Bundesknappschaf t : für die im Bergbau Beschäft igten 

9 Das Zahlenmater ia l stammt aus dem Sozialbericht, Hrsg. Bundesminister für Arbei t und 
Soz ia lordnung, Bonn 1978. 
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- 7 Ersatzkrankenkassen für Angestel l te und 8 Ersatzkrankenkassen für Arbei ter . Den 
Ersatzkrankenkassen ist kein best immter Mitgl iederkreis zugeordnet. Ihre Mi tg l ieder 
s ind grundsätzl ich Versicherungspf l icht ige oder -berecht igte, die durch den Eintr i t t in 
eine Ersatzkrankenkasse ihre Mitgl iedschaft in einer Pfl ichtkasse ersetzen. 

Alle diese Kassen sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

2. Bei der U n f a l l v e r s i c h e r u n g ist zu unterscheiden: 

Zum einen gibt es den Bereich der „echten" Unfallversicherung, also die 
Versicherung gegen A r b e i t s u n f ä l l e u n d B e r u f s k r a n k h e i t e n . 
Ihre Durchführung obliegt 
- 35 gewerbl ichen Berufsgenossenschaften einschließlich der Seeberufsgenossenschaf t 

- 19 landwirtschaft l ichen Berufsgenossenschaften und 

- 6 Feuerwehrunfal lvers icherungskassen. 

- Bund, Länder, d ie Bundesanstal t für Arbei t und (6) größere Gemeinden führen d ie 
Unfal lversicherung ihrer Bediensteten selbst durch (Eigenunfal lvers icherungsträger) . 

Da Bund und Länder die Unfallversicherung ihrer Bediensteten als Staats
verwaltung durchführen, besteht insoweit eine gewisse 1 0 Ausnahme vom Prinzip 
der SV. Bei der Bundesanstalt für Arbeit und bei der Eigenunfallversicherung 
der Gemeinden finden wir — ähnlich wie bei den der SV des Handwerks ver
bundenen Innungskrankenkassen — eine Ausweitung einer zu anderen Zwecken 
eingerichteten SV auf Aufgaben der Sozialversicherung. Bei den Gemeindeunfall
versicherungsverbänden handelt es sich um die oben skizzierte Erscheinung 
der Verbandskörperschaften1 1, hier zum Zweck der Sozialversicherung. Die 
Berufsgenossenschaften dagegen sind primäre Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zum Zwecke der Unfallversicherung. 

Die „unechte" Unfallversicherung wird vom Bund und von den Ländern als 
Aufgabe der Staatsverwaltung durchgeführt. 

3. Die R e n t e n v e r s i c h e r u n g wird durchgeführt: 

- d ie Rentenversicherung der Angestel l ten durch die Bundesanstal t für Angeste l l tenver
s icherung in Ber l in ; 

- die Rentenversicherung der Arbei ter, die inhalt l ich vol l der Rentenversicherung für 
Angestel l te entspricht, durch 18 Landesversicherungsanstal ten; 

- d ie Rentenversicherung für Seeleute, die der Rentenversicherung für Angeste l l te und 
Arbei ter entspricht, durch die Seekasse; 

- d ie knappschaft l iche Rentenversicherung durch die Bundesknappschaft ; für d ie Berg
leute und wei tere im Bergbau beschäft igte Personen ist das System der Renten
vers icherung der Angestel l ten und Arbei ter wei tgehend modif iz ier t ; 

- die Rentenversicherung der Handwerker durch die Landesversicherungsanstal ten, denen 
die Aufgabe der Handwerkervers icherung zusätzl ich übertragen wurde ; für d ie Hand-

1 0 Wenn sie sich dabei auch besonderer Organe, der „Aus führungsbehörden" bed ienen, 
müssen diese, obwoh l keine rechtsfähigen Verwal tungseinhei ten, eine ähnl iche Par t i 
z ipat ion der Betroffenen er lauben wie die Berufsgenossenschaften: s. § 31 Abs . 5 
SGB-IV. 

1 1 S. oben unter A M . 
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werker ist das System der Rentenversicherung der Angestel l ten und Arbei ter im 
Handwerkerversicherungsgesetz wei tgehend modif iz ier t ; 

— die Altershi l fe der Landwir te durch die bei jeder landwirtschaft l ichen Berufsgenossen
schaft err ichteten landwirtschaft l ichen Al terskassen; es handelt sich um ein von al len 
vorgenannten Rentenversicherungssystemen grundlegend abweichendes System. 

4. Die A r b e i t s l o s e n v e r s i c h e r u n g wird zusammen mit einer großen 
Anzahl weiterer Aufgaben durch die B u n d e s a n s t a l t f ü r A r b e i t durch
geführt. Dabei handelt es sich um ein von allem vorigen abweichendes Organi
sationsmuster. Während die vorgenannten Institutionen grundsätzlich für einen 
bestimmten Zweck der Sozialversicherung errichtet sind, finden wir bei der 
BfA eine Vielzahl von Aufgaben der individuellen Hilfe zur Arbeit und der Be
schäftigungspolitik sowie der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit (Arbeitsmarkt
forschung, Berufsberatung, Arbeitsvermittlung, berufliche Schulung, Arbeitsplatz
beschaffung usw.) vereinigt. Auch für den Fall der Arbeitslosigkeit ist die Arbeits
losenversicherung nicht das einzige Instrument der BfA. Daneben gibt es beson
dere Leistungen für temporäre Arbeitslosigkeit („Schlechtwettergeld") für vor
übergehend partielle Arbeitslosigkeit („Kurzarbeitergeld") und vor allem die 
Arbeitslosenhilfe, die bei Bedürftigkeit an Personen geleistet wird, die keinen 
Anspruch auf Arbeitslosenversicherung haben oder deren Arbeitslosenversiche
rung erschöpft ist. Endlich obliegt der BfA eine Reihe weiterer Aufgaben auf 
dem Gebiet des Arbeitslebens, wie die Durchführung der Konkursausfallgeld
versicherung, der Schutz der Schwerbeschädigten im Arbeitsleben usw., und 
darüber hinaus vor allem der Vollzug des Kindergeldrechts. Aber nicht nur von 
der Vielfalt der Aufgaben, sondern auch hinsichtlich ihrer territorialen Gliede
rung weicht die BfA von dem Muster der sonstigen Sozialversicherungsträger 
weitgehend ab. Während bei den sonstigen Zweigen der Sozialversicherung die 
notwendige territoriale Dezentralisation prinzipiell dadurch erreicht wird, daß das 
Bundesgebiet in größere und kleinere Zuständigkeitsbereiche aufgeteilt wird 
(so vor allem bei den Ortskrankenkassen, bei den Landesversicherungsanstalten 
und bei einem Teil der Berufsgenossenschaften), ist die BfA — deren „Haupt
stelle" in Nürnberg ist — mit eigenen Unterbehörden ausgestattet: grundsätzlich 
je Land ein Landesarbeitsamt (insgesamt 9) und darunter — je nach Größe 
des Landes — mehrere Arbeitsämter (insgesamt 146). 

C. Die Grundform der Selbstverwaltung der deutschen Sozialversicherung: die 
paritätische Selbstverwaltung der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung12 

Das administrative Bild der Sozialversicherung in der Bundesrepublik ist also 
davon gekennzeichnet, daß sie von rechtsfähigen Verwaltungseinheiten in SV 
durchgeführt wird. In der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung wird das 
Bild dieser rechtsfähigen Verwaltungseinheiten von dem Grundsatz beherrscht, 
daß sich die leitenden Organe dieser SV-Träger je zur Hälfte aus Vertretern 
der Versicherten und der Arbeitgeber („paritätisch") zusammensetzen. 

1 2 Das Recht der SV in der Kranken-, Unfal l - und Rentenversicherung ist in den Gemein
samen Vorschri f ten im 4. Buch des SGB geregelt. Li teratur zum SGB s. a l lgemein bei 
Hans F. Z a c h e r , (Anm. 8), und ders., Mater ial ien zum Sozialgesetzbuch, Teil B, 
1974 ff. (Loseblat tsammlung). 
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I. G e s c h i c h t e 

Die deutsche Sozialversicherung geht auf die von dem Reichskanzler Otto 
von Bismarck inaugurierte Sozialgesetzgebung des Deutschen Reiches1 3 zurück, 
womit 1883 die Krankenversicherung, 1884 die Unfallversicherung und 1889 die 
Alters- und Invalidenversicherung der Arbeiter eingeführt wurden. Sie baute aui 
Vorläufer auf, die (vor allem im Handwerk und im Bergbau sowie in freien und 
gemeindlichen Krankenkassen) mehr oder weniger genossenschaftlich angelegt 
waren. Diesem Vorbild folgend, erklärte die Kaiserliche Botschaft von 1881, 
welche die Sozialgesetzgebung des Reiches einleitete: 

„ . . . der engere Anschluß an die realen Kräfte dieses Volkslebens und das Zusammen
fassen der letzteren in der Form korporativer Genossenschaften unter staatlichem Schutz 
und staatlicher Förderung werden . . . die Lösung auch von Aufgaben möglich machen, 
denen die Staatsgewalt allein in gleichem Umfang nicht gewachsen sein würde." 

Dementsprechend übertrugen die einzelnen Gesetze die Sozialversicherung 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts, an deren Verwaltung die Ver
sicherten und ihre Arbeitgeber beteiligt waren — im einzelnen jedoch auf sehr 
unterschiedliche Weise. Der Verteilung der Beitragslast folgend, waren die 
Organe der Krankenversicherung im Verhältnis 2 : 1 , die Organe der Renten
versicherung im Verhältnis 1:1 mit Vertretern der Versicherten und der Arbeit
geber besetzt, die Organe der Unfallversicherung dagegen allein mit Vertretern 
der Unternehmer. Nur in speziellen Bereichen wurden auch in der Unfallversiche
rung Vertreter der Arbeitnehmer beteiligt. Zentrales Instrument zur Wahrung der 
Verantwortung des Staates wurde das Reichsversicherungsamt, das rechtspre
chende, administrative, insbesondere aufsichtliche, und — in sehr begrenztem 
Umfange — rechtsetzende Funktionen in sich vereinigte. Selbstverwaltung und 
Aufsicht wurden in der Folgezeit modifiziert. Die Prinzipien blieben jedoch auch 
nach der Kodifikation des Sozialversicherungsrechts in der Reichsversicherungs
ordnung (1911) unverändert. 

Erst in der nationalsozialistischen Zeit (1933-1945) wurde den Sozialversiche
rungsträgern jeder partialdemokratische, partizipatorische Charakter genommen. 
Der Sinn der SV wurde ganz auf die administrative Dezentralisation reduziert. 
Die kollegialen Organe der Versicherungsträger wurden beseitigt, alle Befug
nisse auf den „Leiter" des Versicherungsträgers konzentriert („Führerprinzip"). 

Nach 1945 entwickelte sich die Sozialversicherung in der sowjetisch besetz
ten Zone (heute: Deutsche Demokratische Republik) und in den amerikanischen, 
britischen und französischen Besatzungszonen (heute: Bundesrepublik Deutsch
land) völlig verschieden. In Ostdeutschland entstand eine Einheitsversicherung. 
Westdeutschland blieb bei dem gegliederten Sozialversicherungssystem. Im fol
genden ist nur von der weiteren Entwicklung in Westdeutschland die Rede. 

1 3 Zur Entstehungsgeschichte von Sozialversicherung s. Michael S t o l l e i s , Quel len zur 
Geschichte des Sozialrechts, Göt t ingen 1976; Horst P e t e r s , Die Geschichte der 
sozialen Vers icherung, 3. Auf l . , St. August in 1978; „Bed ingungen für die Entstehung 
und Entwicklung von Sozia lvers icherung", Bd. 3 der Schri f tenreihe für internationales 
und vergle ichendes Sozialrecht, hrsg. von Hans F. Z a c h e r , Berl in 1979. 
Zur Geschichte der SV al lgemein s. Heinrich H e f f t e r , Die deutsche Selbstverwaltung 
im 19. Jahrhunder t , Stuttgart 1950. 
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Hier setzte das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland (1949) neue 
Akzente für die Entwicklung der Organisation der Sozialversicherung. Die admini
strative Verantwortung für die Sozialversicherungsträger wurde strenger als frü
her auf Bund und Länder aufgeteilt (Art. 87 Abs. 2 GG). Die richterliche Gewalt 
wurde scharf von der Exekutive getrennnt (Art. 20, 92 ff. GG). Jedermann wurde 
der gerichtliche Rechtsschutz zur Sicherung seiner Rechte gegenüber aller 
öffentlichen Gewalt garantiert (Art. 19 Abs. 4 GG). Das führte 1953 zur Errich
tung einer eigenen Sozialgerichtsbarkeit, deren drei Instanzen (Sozialgerichte, 
Landessozialgerichte und Bundessozialgericht) einen umfassenden Rechtsschutz 
gegenüber allen Rechtsverletzungen im Bereich der Sozialversicherung gewäh
ren (sowohl dem Bürger gegenüber SV und Staat als auch der SV gegenüber 
dem Staat). Die Aufsichtsbehörden wurden auf administrative Befugnisse be
schränkt. Schon 1951 brachte das Gesetz über die Selbstverwaltung1 4 einheit
liche grundlegende Normen für die SV in der Kranken-, Unfall- und Rentenver
sicherung. Es gab der SV der Sozialversicherung ihren inneren partialdemokrati-
schen, partizipatorischen Sinn zurück und führte das Prinzip der paritätischen 
Repräsentation von Versicherten und Arbeitgebern allgemein ein. Die Aufnahme 
des Rechts der SV der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung in das 4. Buch 
des Sozialgesetzbuches — einer 1970 in Angriff genommenen und bis heute nur 
fragmentarisch realisierten Kodifikation des gesamten Sozialleistungsrechts -
brachte in der Sache keine grundlegenden Neuerungen1 5. 

II. Z u m a l l g e m e i n e n C h a r a k t e r d e r S e l b s t v e r w a l t u n g 
In den Institutionen der SV der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung 

finden sich Elemente aller drei eingangs skizzierten Grundformen von SV wie
der. Die Einbeziehung der Versicherten als Mitglieder deutet auf eine k ö r p e r 
s c h a f t l i c h e Struktur. Sieht man dagegen den öffentlichen Zweck, zu dem 
die Versicherung organisiert ist, im Vordergrund, so ist eher an eine A n s t a l t 
zu denken. Denn die Träger erfüllen diesen Zweck, indem sie sehr unterschied
liche Gruppen von Betroffenen (zum Beispiel Versicherte als Beitragszahler 
und Leistungsempfänger, Arbeitgeber als Beitragszahler), Personal- und sach
liche Einrichtungen und Mittel (zum Beispiel Krankenhäuser, Geräte usw.) zur 
sozialen Sicherung der geschützten Personen zusammenführen und einsetzen. 
Die Vermögensmassen, die von den Sozialversicherungsträgern zu verwalten 
sind, lassen endlich auch an Elemente der S t i f t u n g denken. Die Verwaltung 
der Mittel durch spezifische Träger (Fonds) spielte in der Entwicklung der 
Sozialversicherung auch stets eine zentrale Rolle. Sie schien mit ihrem Ver
sicherungscharakter notwendig verbunden zu sein. Daß die Vermögen jedoch 
durch Beiträge, Staatszuschüsse usw. stets neu aufgebracht werden müssen, 
hinderte freilich, diese Fonds als „Stiftung" zu interpretieren. Zwischen der 
anstaltlichen und der körperschaftlichen Einschätzung schwankt die Beurteilung 
jedoch seit jeher 1 6. Der Gesetzgeber nennt die Sozialversicherungsträger zwar 

1 4 Zum Selbstverwaltungsgesetz von 1951 s. Wi lhelm D o b b e r n a c k , Die Selbstver
wal tung in der Sozialversicherung, Essen 1951. 

1 5 Zum 4. Buch des Sozialgesetzbuchs s. speziel l die Kommentare K r a u s e / v o n 
M a y d e l l / M e r t e n / M e y d a m , Gemeinschaftskommentar zum SGB-IV, Neuwied 
1978; H a u c k / H a i n e s , SGB-IV, Loseblat tsammlung, Stand Mai 1979; sowie die 
Textausgabe mit 12 e inführenden Aufsätzen von C a s s e l m a n η u.a. , Neuwied 1977. 

1 6 S. dazu noch einmal W o l f f - B a c h o f aaO (Anm. 1). 
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allgemein Körperschaften (§ 29 SGB-IV). Gleichwohl nennt derselbe Gesetzgeber 
zum Beispiel die Träger der Rentenversicherung bis heute Anstalten (Bundes
versicherungsanstalt, Landesversicherungsanstalt usw.) oder „Kassen" (Seekasse, 
landwirtschaftliche Alterskassen). 

Wegen dieses komplexen Charakters der SV in der Kranken-, Unfall- und 
Rentenversicherung konnte die Frage, welche gesellschaftlichen Kräfte die SV 
maßgeblich tragen sollen, nicht allein systemimmanent beantwortet werden. Das 
herrschende Prinzip der p a r i t ä t i s c h e n R e p r ä s e n t a t i o n d e r V e r 
s i c h e r t e n u n d d e r A r b e i t g e b e r läßt sich nicht hinreichend damit 
rechtfertigen, daß diese Gruppen von der Versicherung betroffen oder sonst an 
ihr interessiert sind. Dazu entsprechen sich die Gruppen der Arbeitgeber und 
der Versicherten (die nicht nur Arbeitnehmer sind) zu wenig und sind ihre Inter
essen — auch wo die Beiträge versicherter Arbeitnehmer je zur Hälfte von die
sen und ihren Arbeitgebern getragen werden - zu ungleich involviert. Der Ge
danke der Parität bedarf deshalb einer zusätzlichen Rechtfertigung. Darüber, 
worin diese zu suchen ist, herrscht kein Konsens. Vielleicht liegt sie in der 
gesellschaftsstrukturellen Vorstellung der Sozialpartnerschaft von Gewerkschaf
ten und Arbeitgeberverbänden, die auch als arbeitsrechtliche Tarifparteien pari
tätisch zusammenwirken und weite Bereiche des Wirtschafts- und Soziallebens 
beherrschen. Vielleicht ist es auch der Gedanke, daß die Parität ein SV-internes 
System von checks and balances bewirkt, welches den mit der SV verbundenen 
Verzicht auf staatliche Kontrolle erleichtert. 

Im einzelnen erleidet das Prinzip der Parität A b w e i c h u n g e n u n d A u s 
n a h m e n . Die meisten Varianten bietet die Sozialversicherung für die L a n d 
w i r t e (§44 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 3 SGB-IV). Da die Unfallversicherung für 
Landwirte auch die selbständigen Landwirte schützt, sind die Organe der land
wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften zu je einem Drittel aus Vertretern der 
versicherten Arbeitnehmer, der Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte und 
der Arbeitgeber zusammengesetzt. Nun sind aber auch die besonderen Träger 
der Krankenversicherung der selbständigen Landwirte, die landwirtschaftlichen 
Krankenkassen, und der Altershilfe für Landwirte, die landwirtschaftlichen Alters
kassen, administrativ an die landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften ange
schlossen. Soweit deren Organe in Sachen der landwirtschaftlichen Kranken
versicherung und der Altershilfe für Landwirte tätig werden, wirken nur die Ver
treter der versicherten selbständigen Landwirte mit. In den Organen der B u n 
d e s k n a p p s c h a f t , dem Träger der Kranken- und Rentenversicherung der 
im Bergbau Beschäftigten haben die Versicherten ein Obergewicht (2/3) gegen
über den Arbeitgebern (1/3) (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 SGB-IV). In den Organen der 
E r s a t z k a s s e n sind nur die Versicherten vertreten (§ 44 Abs. 1 Nr. 4 SGB-IV). 

Obwohl SV im Rechtssinne notwendig die ganze rechtsfähige Verwaltungs
einheit (ihren Organismus und ihre Rechtsstellung nach außen) umfaßt, gibt es 
einen S p r a c h g e b r a u c h , der als „ S e l b s t v e r w a l t u n g " n u r die 
R e p r ä s e n t a t i o n d e r V e r s i c h e r t e n u n d i h r e r A r b e i t g e b e r 
versteht. Der Gesetzgeber nähert sich ihm, indem er nur die entsprechend zu
sammengesetzten Organe, Vertreterversammlung und Vorstand, als „Organe der 
Selbstverwaltung" bezeichnet, nicht aber den hauptamtlichen Leiter der Verwal
tung des Versicherungsträgers, den Geschäftsführer (§ 31 Abs. 1 SGB-IV). Doch 
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ist dies nur ein Ausdruck mehr für das allgemeine Phänomen, daß es an einer 
eindeutigen Interpretation der SV der Sozialversicherungsträger hinsichtlich ihrer 
institutionellen Natur (Körperschaft oder Anstalt) ebenso fehlt wie hinsichtlich 
ihrer Legitimation (Partialdemokratie und/oder Partizipation von Betroffenen und 
Interessierten und/oder Treuhänderschaft der „Sozialpartner"). Sicher ist, daß 
die SV der Sozialversicherungsträger ein Mittel zur Dezentralisation der öffent
lichen Verwaltung und Spielraum für die Entfaltung spezifischer auf die Sache 
bezogener und von den interessierten Gruppen gespeister Energien ist. 

III. D i e o r g a n i s a t o r i s c h e S t r u k t u r d e r S e l b s t v e r w a l t u n g 
i n d e r K r a n k e n - , U n f a l l - u n d R e n t e n v e r s i c h e r u n g 

1. Allgemeines 

Um die organisatorische Struktur der SV zu beschreiben, bieten sich zwei 
Möglichkeiten an. 

a) Zunächst kann zwischen der z e n t r a l e n L e i t u n g und der ü b r i g e n 
O r g a n i s a t i o n unterschieden werden. Die z e n t r a l e L e i t u n g be
steht aus der V e r t r e t e r v e r s a m m l u n g , dem V o r s t a n d und dem 
G e s c h ä f t s f ü h r e r . Ihnen zugeordnet sind weitere ehrenamtliche Or
gane 1 7 und das Personal des Versicherungsträgers, das je nach der Größe 
des Versicherungsträgers in unterschiedliche Organisationseinheiten geglie
dert ist. Innerhalb der zentralen Leitung dominieren rechtlich die Vertreter
versammlung und der Vorstand gegenüber dem Geschäftsführer. Er wird von 
der Vertreterversammlung auf Vorschlag des Vorstandes gewählt und even
tuell auch abberufen (§ 36 Abs. 2 S. 1 SGB-IV). Er ist an die Rechtssetzungs
akte der Vertreterversammlung und an die Richtlinien des Vorstandes gebun
den (§§ 33, 35 Abs. 2, 36 Abs. 1 SGB-IV). 

b) Eine andere Unterscheidung gliedert nach dem e h r e n a m t l i c h e n , 
paritätischen und dem b e r u f l i c h e n , in sich nicht paritätischen E l e 
m e n t der Organisation. Der Geschäftsführer und die Bediensteten des Ver
sicherungsträgers stellen das berufliche Element dar. Vertreterversammlung 
und Vorstand sind der notwendige Kern des ehrenamtlichen Elements (§ 40 
SGB-IV). Das ehrenamtliche Element findet sich jedoch außerhalb der zen
tralen Leitung in dreifacher Hinsicht erweitert: 
— So können für regionale oder sachspezif ische Abte i lungen (Sekt ionen usw.) von 

Vers icherungsträgern besondere Selbstverwal tungsorgane nach dem Muster der 
zentra len Organe gebi ldet werden (§ 31 Abs. 4 SGB-IV). Auch sonst können Ver
t re terversammlung und Vorstand besondere A u s s c h ü s s e err ichten (§ 66 SGB-
IV). Für einige Bereiche müssen Ausschüsse err ichtet werden (so die Knappschafts
ausschüsse als Bindegl ieder zwischen den zentralen Organen der Bundesknapp
schaft und den Versicherten). Als Ausschüsse können auch die Widerspruchsstel len 
gestal tet werden, die über die Rechtsbehelfe von Versicherten zu entscheiden 
haben, ehe die Gerichte angerufen werden (§ 85 Abs. 2 Nr. 2 SGG). 

— Daneben wi rken e i n z e l n e ehrenamtl ich Tät ige (Versichertenälteste, Vertrauens
männer der Arbei tgeber und der Selbständigen usw.), die „e ine ortsnahe Verbin
dung des Versicherungsträgers mit den Versicherten und den Leistungsberecht igten 
herstel len und diese zu beraten und zu bet reuen" best immt sind (§ 39 SGB-IV). 

1 7 S. unten b) . 
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2 . Vertreterversammlung — Vorstand — Geschäftsführer 

Die V e r t r e t e r v e r s a m m i u n g ist das „Parlament" des Sozialversiche
rungsträgers. Sie wird von den Versicherten und den Arbeitgebern gewählt 
(§§ 46 ff. SGB-IV). Sie ist „gesetzgebendes Organ", indem sie die Satzung und 
sonstiges autonomes Recht des Versicherungsträgers beschließt (§ 33 SGB-IV). 
Sie stellt den Haushaltsplan des Versicherungsträgers fest (§ 70 Abs. 1 S. 2 
SGB-IV). Sie wählt den Geschäftsführer (§ 36 Abs. 2 SGB-IV). Eine Reihe wei
terer Aufgaben ist ihr durch Gesetz vorbehalten. 

Die Befugnisse der Exekutive sind auf Vorstand und Geschäftsführer verteilt. 
Dem V o r s t a n d obliegt die oberste Leitung der Verwaltung des Versiche
rungsträgers. Er steuert die Tätigkeit des Geschäftsführers (und damit des 
gesamten dem Geschäftsführer unterstehenden Peronals) durch Richtlinien (§ 35 
SGB-IV). Wahl und Abberufung des Geschäftsführers bedürfen des Vorschlages 
des Vorstandes (§ 36 Abs. 2 SGB-IV). Auch der Haushaltsplan wird der Vertreter
versammlung vom Vorstand vorgelegt (§ 70 Abs. 1 SGB-IV). Um der Parität wil
len wird der Vorstand nicht von der Vertreterversammlung als solcher gewählt, 
sondern die Vertreter der Versicherten und der Arbeitgeber in der Vertreter
versammlung wählen die Vertreter ihrer Gruppen getrennt in den Vorstand 
(§ 52 SGB-IV). 

Das Prinzip der Parität kommt auch darin zum Ausdruck, daß Vorsitz und 
stellvertretender Vorsitz in der Vertreterversammlung und im Vorstand zwischen 
den Gruppen alternieren (§ 62 SGB-IV). In begrenztem Umfang ist auch vor
gesehen, daß Beschlüsse der Zustimmung der Mehrheit einer jeden der im 
Organ vertretenen Gruppen bedürfen (zum Beispiel § 65 SGB-IV, §§ 389, 390 
RVO). 

Der G e s c h ä f t s f ü h r e r führt die laufenden Verwaltungsgeschäfte (§ 36 
Abs. 1 SGB-IV). Im Gegensatz zu den Mitgliedern von Vorstand und Vertreter
versammlung hauptamtlich tätig, ist er die „bürokratische" Spitze des Versiche
rungsträgers. Er gehört dem Vorstand mit beratender Stimme an (§ 31 Abs. 1 
SGB-IV). Bei Versicherungsträgern mit mehr als eineinhalb Millionen Versicher
ten kann die Satzung bestimmen, daß die Geschäftsführung aus drei Personen 
besteht, von denen eine den Vorsitz führt (§ 36 Abs. 4 SGB-IV). Das Prinzip 
der Parität gilt für die Geschäftsführung nicht. 

3. Die Wahl der Vertreterversammlung 

Die Verbindung zwischen dem Organismus der Selbstverwaltung und den 
Betroffenen (Versicherten und Arbeitgebern) wird durch die sogenannten Ver
sicherungswahlen hergestellt. Die V e r s i c h e r t e n und die A r b e i t g e b e r 
wählen die Vertreter ihrer Gruppen in die Vertreterversammlung g e t r e n n t 
auf Grund von Vorschlagslisten (§ 46 Abs. 1 SGB-IV). Auf seiten der Arbeitgeber 
ist grundsätzlich nur wahlberechtigt, wer regelmäßig mindestens einen Ver
sicherten beschäftigt (§ 47 Abs. 2 SGB-IV). In der Landwirtschaft kommen be
sondere Wahlen zur Gruppe der Selbständigen ohne fremde Arbeitskräfte in 
Betracht (§ 47 Abs. 2 SGB-IV). Wer gleichzeitig die Voraussetzungen der Zu
gehörigkeit zu den Gruppen der Versicherten und der Arbeitgeber oder der 
Selbständigen desselben Versicherungsträgers erfüllt, gilt nur als zur Gruppe 
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der Arbeitgeber oder der Gruppe der Selbständigen gehörig (§ 47 Abs. 4 
SGB-IV). A k t i v w a h l b e r e c h t i g t ist, wer das 16. Lebensjahr vollendet 
hat und in der Bundesrepublik Deutschland wohnt (§ 50 Abs. 1 SGB-IV). Die 
Staatsangehörigkeit spielt keine Rolle. 

Besondere Bedeutung hat das Recht, V o r s c h l a g s l i s t e n einzureichen. 
Dieses Recht haben Gewerkschaften und ähnliche Arbeitnehmervereinigungen, 
Vereinigungen von Arbeitgebern, berufsständische Vereinigungen der Landwirt
schaft und gewisse Feuerwehrorganisationen (§ 48 Abs. 1 SGB-IV). Darüber 
hinaus können Versicherte, Selbständige ohne fremde Arbeitskräfte und Arbeit
geber „freie Listen" aufstellen, wenn sie eine hinreichende Anzahl von Unter
schriften beschaffen können (§ 48 Abs. 1 bis 3 SGB-IV). In der Praxis beherr
schen die Listen der Gewerkschaften und der Vereinigungen von Arbeitgebern 
das Feld. Dabei spielt eine Rolle, daß bei der Verteilung der Sitze nur Vor
schlagslisten berücksichtigt werden, die mindestens 5 Prozent der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhalten haben (§ 45 Abs. 2 SGB-IV). 

P a s s i v w ä h l b a r sind die Angehörigen der jeweils wählenden Gruppe, 
die volljährig sind und zum Deutschen Bundestag wählen können (§ 51 SGB-IV). 
Insofern ist auch die deutsche Staatsangehörigkeit notwendig. 

Die W a h l p e r i o d e beträgt sechs Jahre (§ 58 Abs. 2 SGB-IV). Die Wahlen 
sind frei und geheim (§ 45 Abs. 2 SGB-IV). Briefwahl ist ohne besondere Vor
aussetzung zulässig (§ 54 Abs. 1 SGB-IV). „ U r w a h l e n " finden jedoch dann 
nicht statt, wenn aus einer Gruppe nur eine zulässige Vorschlagsliste vorgelegt 
ist oder auf mehreren Vorschlagslisten insgesamt nicht mehr Bewerber benannt 
worden sind als Mitglieder zu wählen sind. Dann gelten die Vorgeschlagenen 
als gewählt (§ 46 Abs. 3 SGB-IV). Diese „ F r i e d e n s w a h l e n " sind heute 
weitgehend die Regel. Von 1953 bis 1974 fanden zum Beispiel bei den Orts
krankenkassen nur 32 „Urwahlen" statt. Bei den allgemeinen Sozialversiche
rungswahlen, die 1974 stattfanden, gab es nur bei 37 aller Versicherungsträger 
„Urwahlen". Es liegt nahe, daß unter diesen Umständen Zweifel an der Vitalität 
der demokratischen Legitimation der Gewählten geäußert werden. 

IV. D e r s a c h l i c h e B e r e i c h d e r S e l b s t v e r w a l t u n g 

1. Autonomie — Selbstverwaltung 

Von den herkömmlichen drei Gewalten behält das Grundgesetz (Art. 92 GG) 
die richterliche Gewalt dem Staate vor. SV-Träger können k e i n e r e c h t 
s p r e c h e n d e F u n k t i o n haben. Auch die Widerspruchstellen der Versiche
rungsträger (§ 85 Abs. 2 Nr. 2 SGG) sind nur eine letzte administrative Kon
trolle, ehe ein Streitfall vor die Gerichte geht. 

Dagegen umfaßt „Selbst-Verwaltung" — entgegen dem unmittelbaren Wort
sinn — auch l e g i s l a t i v e B e f u g n i s s e („Autonomie"), die freilich der 
gesetzlichen Ermächtigung bedarf und sich im Rahmen der Gesetze halten muß 
(Art. 20 Abs. 2 und 3 GG). Jeder Versicherungsträger muß eine S a t z u n g 
haben (§ 34 Abs. 1 SGB-IV). Der notwendige Inhalt der Satzungen ist für die 
verschiedenen Versicherungszweige unterschiedlich (zum Beispiel § 321 RVO 
für die allgemeine gesetzliche Krankenversicherung, § 671 RVO für die Unfall
versicherung und § 1338 RVO für die Rentenversicherung der Arbeiter). Darüber 
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hinaus wird den Versicherungsträgern auch Spielraum gelassen, ihre Organi
sationen und ihre Funktionen durch Satzungsrecht zu gestalten (s. im einzelnen 
unten 2.). Nicht alles autonome Recht der Versicherungsträger fällt unter den 
Begriff der Satzung. „Sonstiges autonomes Recht" (§ 33 Abs. 1 SGB-IV) sind 
zum Beispiel die Krankenordnungen der Krankenversicherungsträger (§ 347 RVO) 
oder die Dienstordnungen der Kranken- und Unfallversicherungsträger für ihr 
Personal (§§ 351, 690 RVO). Satzungen bedürfen immer der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde (§ 34 Abs. 1 SGB-IV). Für „sonstiges autonomes Recht" ist 
das im einzelnen unterschiedlich geregelt. 

Die größte Bedeutung hat die SV jedoch im a d m i n i s t r a t i v e n B e 
r e i c h . Die Masse ihrer Aufgaben ist durch staatliches Gesetz vorgeschrieben. 
Über die allgemeinen Regeln über die Unterordnung der Verwaltung unter das 
Gesetz1 8 hinaus liegt das im Wesen der Sozialversicherung begründet, deren 
Wert nicht zuletzt darin gesehen wird, daß sie Ansprüche nach klaren, ein
gehenden rechtlichen Vorschriften befriedigt. Gleichwohl entscheiden die Ver
sicherungsträger doch über das „Wie" der Gesetzesausführung. Auch bei ein
deutiger Gesetzestreue lassen sich dabei große Unterschiede denken und ver
wirklichen. Abgesehen vom Binnenbereich des Personals und der sachlichen 
Ausstattung der Versicherungsträger liegt in der Art und Weise, wie die Gesetze 
dem Bürger gegenüber verwirklicht und die Spielräume der Gesetze ausgefüllt 
werden, der Schwerpunkt der SV. 

2. Der materielle Bereich der Selbstverwaltung 

Der Raum der SV wird ganz vom staatlichen Recht beherrscht. „Die Versiche
rungsträger erfüllen im Rahmen des Gesetzes und des sonstigen für sie maß
gebenden Rechts ihre Aufgabe in eigener Verantwortung" (§ 29 Abs. 3 SGB-IV). 
Sie dürfen nur zur Erfüllung ihrer gesetzlich vorgeschriebenen oder zugelasse
nen Aufgaben tätig werden (§ 30 Abs. 1 SGB-IV). Wo nun läßt das Gesetz der 
Entfaltung der SV über die Selbstverständlichkeit des eigenen „Stils" der Lei
stungserbringung hinaus noch Spielraum? Die Antwort fällt für die einzelnen 
Versicherungszweige sehr unterschiedlich aus. Die Entfaltungsmöglichkeiten sind 
größer bei der Kranken- und Unfallversicherung. Sie sind extrem klein bei der 
Rentenversicherung. 

a ) Leistungsgestaltung 

Die von den Versicherungsträgern zu erbringenden Leistungen sind grundsätz
lich durch Gesetz geregelt. Modifikationen durch Versicherungsträger sind die 
Ausnahme. Sie reichen in den einzelnen Versicherungszweigen unterschiedlich 
weit: 

(1) Die T r ä g e r d e r K r a n k e n v e r s i c h e r u n g können durch 
Satzung regeln: 
- Die Bemessung des Lohnes als Grundlage für Beiträge und Leistungen (Grund

lohn) (§ 180 RVO), zusätzl iche Leistungen im Rahmen von Prävention (§§ 187, 
363 RVO) und Rehabi l i tat ion (§ 193 RVO); 

— die Festsetzung der Höhe von Zuschüssen für Zahnersatz (§ 182c RVO); 

1 8 S. oben A I 3a. 
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- die Festsetzung der Kostenbetei l igung bei k ieferorthopädischer Behandlung 
(§ 182 RVO); 

- Entscheidung über zusätzl iche Hauspflege zur Sicherung des Hei lbehandlungs
erfolges (§ 185 RVO); 

- die Erhöhung des Sterbegeldes (§ 204 RVO); 

- die Erstreckung der Famil ienhi l fe auf wei tere Angehör ige (§ 205 RVO). 

Ferner liegen in ihrem Ermessen: 
- die Anste l lung von Krankenschwestern und sonst igen Pf legepersonen (§ 185 a, 

376b RVO); 
- die Entschädigung von Verwandten, die als Haushaltshi l fe tät ig werden (§ 185 b 

RVO); 
- die Gewährung von Reisekosten (§ 194 RVO); 

(2) In der U n f a l l v e r s i c h e r u n g können die Träger durch Satzung 
Mehrleistungen zum Übergangsgeld und zur Verletztenrente gewähren 
(§ 765 RVO). 

(3) In der R e n t e n v e r s i c h e r u n g können die Träger Mittel aufwenden, 
um allgemeine Maßnahmen oder Einzelmaßnahmen zur Erhaltung oder 
Erlangung der Erwerbsfähigkeit der Versicherten und ihrer Angehörigen 
oder zur Hebung der gesundheitlichen Verhältnisse der versicherten Be
völkerung zu fördern oder durchzuführen (§§ 1305 ff. RVO). 

In großer Zahl hat der Gesetzgeber auch ausdrücklich Varianten der Lei
stungserbringung eröffnet. Dazu kann hier nur ein Beispiel gegeben werden: 
Die Krankenkassen haben weithin die Möglichkeit, Behandlung und Pflege 
in Krankenhäusern, Kurheimen, Genesungsheimen usw. in eigenen Einrich
tungen zu erbringen oder in Einrichtungen anderer Träger erbringen zu las
sen (§§ 184, 184 a, 187 S. 1 Nr. 3, 371, 372 RVO). 

Das Verhalten des Leistungsempfängers regelt die Krankenordnung der 
Träger der Krankenversicherung (§ 347 RVO). 

Im übrigen bleibt jedoch, wie schon bemerkt, die Vielzahl denkbarer Unter
schiede der praktischen Leistungserbringung der zentrale Raum der SV. 

b) Beitragsgestaltung 

Auch in der Beitragsgestaltung unterscheidet sich die Autonomie der Ver
sicherungszweige wesentlich. In der K r a n k e n - und U n f a l l v e r s i c h e 
r u n g obliegt die Beitragsgestaltung prinzipiell den Versicherungsträgern, 
denen der Gesetzgeber nur einen Rahmen vorgibt (§ 21 SGB-IV). In der 
Krankenversicherung ist der Gesetzgeber vor allem um Einheitlichkeit der 
Beitragssätze innerhalb desselben Versicherungsträgers, um die Leistungs
fähigkeit der Kassen und um die Zumutbarkeit gegenüber den Beitragspflich
tigen bemüht (§ 384 ff. RVO). In der Unfallversicherung hingegen zielt der 
Gesetzgeber vor allem darauf, die Beiträge risikogerecht zu gestalten 
(§§ 723ff. RVO). In der R e n t e n v e r s i c h e r u n g hingegen sind die Bei
träge unmittelbar durch Gesetz geregelt (s. zum Beispiel für die Rentenver
sicherung der Arbeiter § 1385 RVO). 
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c) Abgrenzung des Mitgliederkreises 

Der Kreis der Pflichtmitglieder und der freiwilligen Mitglieder ist je Ver
sicherungszweig durch Gesetz bestimmt. In der Unfallversicherung ist den 
Satzungen der Versicherungsträger jedoch Spielraum eröffnet, um die Ver
sicherungspflicht wie auch die Versicherungsberechtigung zu erweitern 
(§§ 543 ff. RVO). In der Krankenversicherung kann die Versicherungsberech
tigung modifiziert werden (§ 176 Abs. 3 RVO). In der Rentenversicherung 
dagegen ist die Frage des Zuganges zur Versicherung ausschließlich durch 
Gesetz geregelt. 

d) Erweiterung des Aufgabenkreises 

Eine seltene Ausnahme ist es, daß Versicherungsträgern gestattet ist, ihren 
Aufgabenkreis generell auszuweiten. Das ist der Fall, indem die Berufsgenos
senschaften zusätzliche Zweige der Unfall- und Haftpflichtversicherung auf
nehmen können (§ 762 RVO). 

e) Organautonomie — Personalautonomie 

Ein praktisch sehr wichtiger Bereich der SV ist darin zu sehen, daß im 
Rahmen der Sozialversicherungsträger 
— die ehrenamtlich Tätigen (Mitglieder der Vertreterversammlung, Mitglieder 

der Vorstände, Versicherungsälteste usw.) in unmittelbaren oder mittel
baren Wahlen von den Versicherten und den Arbeitgebern, 

— die Geschäftsführer von Vertreterversammlung und Vorstand und 
— das sonstige Personal von Vorstand und Geschäftsführung 
bestellt und abberufen oder entlassen werden. Dieses Recht, die eigenen 
Organe selbst zu bestellen, wird als „Organautonomie", das Recht, das 
eigene Personal selbst auszuwählen, als „Personalautonomie" bezeichnet. 
Letztere wird durch die Gestaltung der Dienstverhältnisse ergänzt. Dafür stellt 
das Recht eine Vielfalt von Kategorien und Instrumenten zur Verfügung. Die 
Dienstverhältnisse der B e a m t e n sind durch staatliches Recht geregelt. 
Die Dienstverhältnisse der sogenannten D i e n s t o r d n u n g s a n g e s t e l l 
t e n — einer besonderen Kategorie von Bediensteten zwischen den Beam
ten und den privatrechtlich Bediensteten — werden durch besondere Dienst
ordnungen geregelt (§§ 355, 700 RVO). Die Dienstverhältnisse der dem Privat
recht unterstehenden A n g e s t e l l t e n und A r b e i t e r werden durch das 
allgemeine Arbeitsrecht und durch Tarifverträge gestaltet. Welche Arten von 
Personal im einzelnen vorgesehen sind, kann hier nicht näher dargetan wer
den. Jedenfalls haben gerade auch hier die Kranken- und Unfallversicherüngs-
träger einen größeren Spielraum als die Rentenversicherungsträger. 

f) Sachverwaltung 

Einen nicht minder großen Spielraum eigener Entscheidung haben die 
Versicherungsträger bei der Verwaltung ihres Verwaltungsvermögens (Büro
gebäude, Büromaschinen, Datenverarbeitungsanlagen, Krankenhäuser usw.). 
Für die Verwaltung des Finanzvermögens stellt das Gesetz freilich spezifische 
Grundsätze auf, damit „ein Verlust ausgeschlossen erscheint, ein angemes
sener Ertrag erzielt wird und eine ausreichende Liquidität gewährleistet ist" 
(§§ 80 ff. SGB-IV). 
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g) Haushalt 

Umfassendes Medium zur Offenlegung, Koordination und Kontrolle aller 
wirtschaftlichen Vorgänge eines Versicherungsträgers ist seine Haushalts
führung. Die Aufstellung des Haushaltsplanes fällt in die SV des Versiche
rungsträgers. Für die Gestaltung des Haushaltsplanes enthält das Recht je
doch vielfältige und eingehende Vorschriften (insbesondere §§ 67 ff. SGB-IV), 
die dazu dienen sollen, die Haushaltsgebarung der Versicherungsträger in 
das gesamte Haushaltswesen aller öffentlichen Haushalte (des Bundes, der 
Länder und anderer SV-Träger) einzuordnen. Alle Haushalte sind den Auf
sichtsbehörden vorzulegen und können von ihnen beanstandet werden, wenn 
sie gegen Rechtsvorschriften verstoßen oder die Leistungsfähigkeit des Ver
sicherungsträgers gefährden (§ 70 SGB-IV). Einige bedürfen der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde (§ 71 SGB-IV). 

Was hinter der formellen Autonomie des Haushalts als wahrer „Finanz
autonomie" steckt, ist von Versicherungszweig zu Versicherungszweig sehr 
unterschiedlich. Es hängt sehr davon ab, wie frei die Versicherungszweige 
bei der Gestaltung ihrer Beiträge und ihrer Leistungen sind. Insofern ist die 
Finanzautonomie der Träger der Kranken- und Unfallversicherung größer als 
die der Rentenversicherung. Das größere Haushaltsvolumen der Renten
versicherungsträger gibt ihnen in Einzelfragen der Mittelverwendung (zum 
Beispiel der Errichtung eines Sanatoriums) gleichwohl größere Freiheit. 

V. S e l b s t v e r w a l t u n g u n d S t a a t 

Die Kompetenz für die G e s e t z g e b u n g auf den Gebieten der Sozial
versicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung liegt beim Bund (Art. 
72, 74 n. 12 GG). Diese Zuständigkeit umfaßt auch die Organisation der Sozial
versicherungsträger. 

Die A u s f ü h r u n g der Bundesgesetze obliegt den Ländern (Art. 83 GG), 
soweit nicht das Grundgesetz Ausnahmen vorsieht oder zuläßt. Ob bundes
rechtlich eingerichtete SV-Träger zur Bundes- oder zur Landesverwaltung ge
hören, bestimmt grundsätzlich der Bundesgesetzgeber (Art. 87 Abs. 3 GG). Für 
die Sozialversicherung gilt jedoch Besonderes. Nach Art. 87 Abs. 2 GG sind 
diejenigen Sozialversicherungsträger, deren Zuständigkeit sich über das Gebiet 
eines Landes hinaus erstreckt, bundesunmittelbare juristische Personen des 
öffentlichen Rechts. § 90 Abs. 2 SGB-IV überträgt demgemäß die Aufsicht über 
die Sozialversicherungsträger, deren Zuständigkeitsbereich sich nicht über das 
Gebiet eines Landes hinaus erstreckt, den obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder. Die Abgrenzung der administrativen Verantwortung zwischen Bund und 
Ländern richtet sich also nach territorialen Gesichtspunkten. Als b u n d e s 
i n k o r p o r i e r t e ( b u n d e s u n m i t t e l b a r e ) S o z i a l v e r s i c h e 
r u n g s t r ä g e r werden die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und 
3 Landesversicherungsanstalten, die Bundesknappschaft, je 5 Alterskassen und 
landwirtschaftliche Krankenkassen, 32 gewerbliche und 5 landwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaften, 2 Krankenkassen, 11 Ersatzkrankenkassen und 167 Be
triebskrankenkassen angesehen. Die übrigen Sozialversicherungsträger sind 
l a n d e s i n k o r p o r i e r t (landesunmittelbar). Dem Bund sind dadurch zwar 
nur etwa 16 Prozent aller Sozialversicherungsträger zugeordnet, doch handelt 
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es sich dabei überwiegend um große Träger, von denen etwa 50 Prozent aller 
Versicherten erfaßt werden. 

Die S t a a t s a u f s i c h t d e s B u n d e s wird grundsätzlich durch das 
Bundesversicherungsamt, in begrenztem Umfange durch das Bundesministe
rium für Arbeit und Sozialordnung ausgeübt (§ 90 I SGB-IV). Das Bundesver
sicherungsamt ist eine selbständige Bundesoberbehörde, die dem Bundesmini
sterium für Arbeit untersteht und an dessen allgemeine Weisungen gebunden ist 
(§ 94 I und II SGB-IV). In den Ländern wird die Staatsaufsicht von den Länder
ministerien für Arbeit und Sozialordnung ausgeübt. Die Staatsaufsicht läßt sich 
dabei in Rechtsaufsicht, Ermessensaufsicht, Fachaufsicht und Mitwirkungsrechte1 9 

gliedern. 
Maßstab der R e c h t s a u f s i c h t ist „Gesetz und sonstiges Recht, das für 

die Versicherungsträger maßgebend ist" (§ 87 I SGB-IV). „Gesetze" sind die 
Verfassung, Gesetze (des Parlaments) und Rechtsverordnungen (der Regierung). 
„Sonstiges Recht" sind zum Beispiel allgemeine ungeschriebene Rechtsgrund
sätze — etwa des allgemeinen Verwaltungsrechts — oder auch das vom SV-
Träger selbst gesetzte autonome Recht. Die Rechtsaufsicht umfaßt auch die 
Anwendung von Vorschriften, die dem Versicherungsträger ein Ermessen ein
räumen. Jedoch kann die Aufsicht nur kontrollieren, ob die rechtlichen Grenzen 
des Ermessens gewahrt sind. Ausnahmsweise erstreckt sich die Aufsicht dar
über hinaus auf die Zweckmäßigkeit von Maßnahmen des Versicherungsträgers 
( E r m e s s e n s a u f s i c h t , Fachaufsicht), so gegenüber der Unfallversiche
rung auf Umfang und Zweckmäßigkeit von Maßnahmen der Unfallverhütung und 
der Ersten Hilfe bei Arbeitsunfällen (§ 87 II SGB-IV). Mitunter greift der Gesetz
geber auch gewisse Aspekte des Ermessens heraus, um sie der Aufsicht zu 
unterstellen, so die Beanstandung von Haushaltsplänen von Sozialversicherungs
trägern, wenn „die Leistungsfähigkeit des Versicherungsträgers zur Erfüllung 
seiner Verpflichtungen gefährdet erscheint" (§ 70 Abs. 3 und 5 SGB-IV). Für 
einzelne Bereiche ist die Staatsaufsicht zur M i t w i r k u n g d e s S t a a t e s 
an Einzelmaßnahmen der Versicherungsträger gesteigert. Als typische Beispiele 
sind die Genehmigung von Unfallverhütungsvorschriften, Genehmigung des Haus
haltsplanes (zum Beispiel der Bundesknappschaft), von Vermögensanlagen usw. 
zu nennen. Eine einheitliche Regel, ob die Mitwirkung nur aus Rechtsgründen 
versagt werden kann (i. S. von Rechtsaufsicht) oder auch aus Gründen der 
Zweckmäßigkeit (i. S. von Ermessensaufsicht) existiert nicht. 

Grundlage der Aufsicht ist ein umfassendes I n f o r m a t i o n s r e c h t der 
Aufsichtsbehörden (§§ 87-90 SGB-IV). Fehlern eines Versicherungsträgers hat 
die Aufsichtsbehörde in erster Linie durch B e r a t u n g entgegenzuwirken. Wenn 
der Versicherungsträger eine Rechtsverletzung jedoch nicht innerhalb einer an
gemessenen Frist behebt, kann die Aufsichtsbehörde mit Z w a n g einschreiten 
(§ 89 I SGB-IV). Hält der Versicherungsträger eine Aufsichtsmaßnahme für rechts
widrig, so kann er dagegen die Sozialgerichte anrufen (§§ 51, 54 SGB). 

1 9 S. die Monograph ie von Rolf S t ö ß n e r , Die Staatsaufsicht in der Sozialversicherung, 
2. Auf l . , St. August in 1978; Peter K r a u s e , Aufsicht in der Sozialversicherung, in : 
Sozialrechtsprechung — Verantwor tung für den sozialen Rechtsstaat, Festschrift zum 
25jährigen Bestehen des Bundessozialger ichts, Bd. 1, Köln u .a . 1979. S. 185ff. sowie 
die in Anm. 15 zi t ierten Kommentare. 
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Damit ist auch darauf hingewiesen, daß die Rechtsverantwortung des Staates 
für die Sozialversicherung nicht nur durch die Aufsicht der Regierung und 
administrativer Behörden wahrgenommen wird. In der Masse der Einzelfälle 
wird die Verantwortung des Staates für die Wahrung der Rechte der Bürger 
durch die G e r i c h t e verwirklicht. Für die Sozialversicherung sind die 
S o z i a l g e r i c h t e zuständig (Sozialgerichte — Landessozialgerichte - Bun
dessozialgericht), die von jedem Bürger angerufen werden können, wenn er 
sich durch die Behörden der Sozialversicherung in seinen Rechten verletzt 
glaubt (§§ 51, 54 SGB). Glaubt ein Bürger darüber hinaus, nicht nur in seinen 
gesetzlichen Rechten, sondern auch in seinen verfassungsmäßigen Rechten ver
letzt zu sein, so kann er nach Erschöpfung des sozialgerichtlichen Rechts
schutzes mittels der V e r f a s s u n g s b e s c h w e r d e auch das Bundesver
fassungsgericht anrufen (Art. 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG; §§ 90ff. BVerfGG). Für die 
Praxis der SV ist die Rechtsprechung der Sozialgerichte, insbesondere des 
Bundessozialgerichts, von umfassender, die gesamte Arbeit durchdringender Be
deutung. Mehr und mehr hat aber auch die Rechtsprechung des Bundesverfas
sungsgerichts an Relevanz für die Arbeit der SV der Sozialversicherung ge
wonnen 2 0. 

D. Akzessorische Formen der Selbstverwaltung 

Die Grundformen der paritätischen Selbstverwaltung der einzelnen Versiche
rungsträger der Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung konnten dann nicht 
genügen, wenn sie zu einem Übermaß an Dezentralisation führten 2 1 oder wenn 
weitere Gruppen (zum Beispiel Ärzte) in das Organisationssystem einbezogen 
werden mußten2 2. 

I. D i e K o n z e n t r a t i o n v o n A u f g a b e n d e r S o z i a l 
v e r s i c h e r u n g s t r ä g e r 
Erweist sich die mit der SV bewirkte Dezentralisation als zu weitgehend, 

so ist zunächst daran zu denken, die Aufgabe von der „mittelbaren Staatsver
waltung", welche die SV darstellt, auf die „unmittelbare Staatsverwaltung" als 
die genuin zentrale Verwaltung zurückzuführen. Damit würde jedoch die Wirk
samkeit der SV im ganzen geschwächt. Darum versucht man, übermäßiger De
zentralisation durch andere Formen der Konzentration, die sich in einem wei
teren Rahmen der SV halten, zu begegnen. 

I . D i e Ü b e r t r a g u n g v o n A u f g a b e n e i n e r G a t t u n g v o n 
V e r s i c h e r u n g s t r ä g e r n a u f e i n e a n d e r e 

Eine Möglichkeit solcher SV-immanenter Konzentration ist, die Sozialversiche
rungsträger eines Zweiges mit den Aufgaben der Sozialversicherungsträger auch 
eines anderen Zweiges zu betrauen (§ 30 Abs. 2 SGB-IV). Die Erscheinungs-

2 0 S. dazu Walter B o g s , Sozialrechtspf lege vor Einführung der Sozialgerichtsbarkeit , in 
der Festschrift zum 25jährigen Bestehen des Bundessozialger ichts (Anm. 19), S. 3 ff. 

2 1 S. unten I. 
2 2 S. unten I I . 
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formen solcher „Auftragsverwaltung" sind vielfältig. Hier können nur drei Bei
spiele gegeben werden 2 3. 
a) Gewissen Aufgaben der Krankenversicherung schien die Vielzahl der Krankenversiche

rungsträger sehr unterschiedl icher G r ö ß e 2 4 nicht voll gerecht zu werden. Sie wurden 
deshalb Landesversicherungsanstai ten (den Trägern der Rentenversicherung der Arbe i 
ter) 25 als sog. „ G e m e i n s c h a f t s a u f g a b e n " übert ragen. Der Katalog umfaßt 
heute den Betr ieb von Hei lanstal ten, Erholungs- und Genesungsheimen und ähnlichen 
Einr ichtungen, die Durchführung der vorbeugenden Gesundhei tsfürsorge und die 
Regelung des vertrauensärzt l ichen Dienstes. Für den vertrauensärzt l ichen Dienst ist 
anzumerken, daß er nicht nur der Kontrol le der Versicherten, sondern auch der Ver
s icherungsle istungen dient (§ 369 b RVO), sodaß sich die Absonderung von den Kran
kenkassen auch von der Aufgabe her anbot. 

b) Die E i n z i e h u n g d e r B e i t r ä g e für die Kranken-, Renten- und Arbei ts losen
versicherung ist bei den Krankenkassen konzentr iert (§ 1399, 1433 RVO, 179 ff. ASG). 
Als „E inzugsste l le" entscheidet die Krankenkasse auch über Versicherungspfl icht, Bei
t ragspf l icht und Bei t ragshöhe in der Renten- und Arbei ts losenversicherung. Dadurch wi rd 
gewähr le istet , daß gegenüber dem Versicherten und seinem Arbei tgeber, der die 
Beiträge abzuführen hat, über Versicherungspf l icht, Beitragspf l icht usw. für al le drei 
Vers icherungszweige einheit l ich und in ein und demselben Verfahren entschieden w i rd . 

c) Ferner s ind die Träger der gesetzl ichen Krankenversicherung verpfl ichtet, über alle im 
Sozialgesetzbuch geregel ten „sozia len Ange legenhe i ten" A u s k ü n f t e zu ertei len 
(§ 15 Abs. 1 SGB-I) . Diese Aufgabe erstreckt sich über die gesamte Sozialversicherung 
hinaus insbesondere auf Ausb i ldungs- und Berufsförderung, soziales Entschädigungs
recht (ζ. B. Kr iegsopferversorgung, Entschädigung für Opfer von Gewaltverbrechen), 
Famil ienlastenausgleich (Kindergeld) , Wohnge ld , Jugendhi l fe und Sozialhi l fe. Die zentra
le Auskunftspf l icht der Krankenkasse sol l es dem Bürger er leichtern, die Schwier ig
keiten zu überwinden, die sich daraus ergeben, daß der intensiven sachlichen Gl iede
rung des deutschen Sozial leistungssystems eine ebenso intensive organisator ische 
Gl iederung entspricht. 

In die gleiche Richtung zielt d ie Vorschrift , daß Anträge auf Sozial le istungen nicht nur 
beim zuständigen Leistungsträger gestel l t werden können, sondern „auch von al len 
anderen Leistungsträgern, von al len Gemeinden und . . . von den amtl ichen Vertretun
gen der Bundesrepubl ik Deutschland im Ausland en tgegengenommen" werden und zwar 
mit der Wi rkung, daß auch ein bei e inem unzuständigen Leistungsträger gestel l ter 
Antrag gegebene Fristen wahrt (§ 16 SGB-I). 

2. D i e V e r b ä n d e d e r V e r s i c h e r u n g s t r ä g e r 

Ein anderer Weg, die Nachteile übermäßiger Dezentralisation zu mildern, ist 
die Bildung von Verbänden. Sie finden sich bei allen drei Versicherungszweigen: 
— auf dem Gebiet der Krankenversicherung die Landes- und Bundesverbände der Orts-, 

Betr iebs-, Innungs- und Ersatzkassen (§§ 414 ff., 525 a RVO) sowie den Bundesverband 
der landwirtschaft l ichen Krankenkassen, 

— auf dem Gebiet der Unfal lversicherung der Bundesverband der gewerbl ichen Berufs
genossenschaften sowie der landwirtschaft l ichen Berufsgenossenschaften, 

— auf dem Gebiet der Rentenversicherung der Verband Deutscher Rentenversicherungs
träger und der Gesamtverband der landwirtschaft l ichen Al terskassen. 

2 3 Zu den Auf t ragsangeiegenhei ten der gesetzl ichen Krankenkassen s. den Beitrag von 
Fritz T e r v o o r e n , i n : Sozialrecht und Sozialpol i t ik, Festschrift für Kurt Jantz, Hrsg. 
Horst Peters, Stuttgart u.a. , 1968, S. 137ff. 

2 4 S. oben Β 1. 
2 5 S. oben Β 2. 
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Der formelle Rechtscharakter dieser Verbände ist unterschiedlich. Die Ver
bände der Krankenkassen sind — abgesehen von den Ersatzkassenverbänden — 
Körperschaften des öffentlichen Rechts (Verbandskörperschaften). Die übrigen 
Verbände sind Vereine privaten Rechts. Für die A u f g a b e n macht dies je
doch keinen wesentlichen Unterschied. Im Prinzip haben alle Verbände die 
folgenden Aufgaben 2 6: 
a) Die Stärkung der Verwaltungskraft ihrer Mitgl ieder durch die Informat ion, Beratung, 

Herausgabe von Zeitschri f ten, Erstel lung von stat ist ischem Material usw.; 

b) die Übernahme von Aufgaben, die von den Mitg l iedsträgern je für sich nicht sinnvol l 
oder nicht wirkungsvol l genug wahrgenommen werden könnten, wie Ausbi ldung des 
Personals, Errichtung und Unterhal tung besonderer technischer Anlagen (im Bereich der 
Krankenversicherung vor al lem die Kooperat ion mit Ärzten, Zahnärzten, Opt ikern und 
anderen Berufen, die einschlägige Leistungen erbr ingen) ; 

c) die Koordinat ion der Gesetzesanwendung und der sonst igen Verwal tungspraxis, insbe
sondere der Rechtsanwendung durch die Ausarbei tung und Ver lautbarung entsprechen
der Richt l inien; 

d) die Art ikulat ion der Erfahrungen und Meinungen der Sozialversicherungsträger des 
jewei l igen Zweiges zu sozialpol i t ischen Fragen gegenüber der Regierung und dem 
Gesetzgeber; 

e) Information und Beeinf lussung der Öffentl ichkeit. 

Insbesondere in den unter c) und d) genannten Aufgaben tritt hervor, daß 
die Aufgaben der Verbände mit denen zentraler staatlicher Stellen (Ministerien) 
konkurrieren. Die Koordination der Verwaltungspraxis durch Verwaltungsvor
schriften ist in der Regel eine Aufgabe des zuständigen Ministeriums. Würde 
diese Regel auch gegenüber der Selbstverwaltung der Sozialversicherung durch
gehalten, so könnte das die Bedeutung der SV beeinträchtigen. Da Koordination 
jedoch notwendig erscheint, tritt an die Stelle staatlich-ministerieller Koordina
tion die Selbstkoordination der Träger durch ihre Verbände. Ähnlich verhält es 
sich hinsichtlich der Weitergabe der Erfahrungen und Interessen der Verwaltung 
an Regierung und Parlament. Auch sie ist in der Regel Aufgabe des zuständigen 
Ministeriums. Da sich die Verwaltungspraxis der Sozialversicherungsträger jedoch 
im Raum der SV abspielt, müssen deren Ergebnisse auf besondere Weise zu
sammengeführt und an die Politik herangetragen werden. 

Dieser Aufgabe der Verbände, die Sozialversicherungsträger zu Koordination, 
gemeinsamer Artikulation und gemeinsamer Aktion zusammenzuführen, ent
spricht, daß die Verbände in gleicher Weise p a r i t ä t i s c h strukturiert sind 
wie ihre Mitglieder. 

II. D i e K o p p e l u n g d e r S e l b s t v e r w a l t u n g d e r S o z i a l 
v e r s i c h e r u n g s t r ä g e r u n d d e r S e l b s t v e r w a l t u n g 
b e r u f s s t ä n d i s c h e r V e r e i n i g u n g e n 

Eine sehr eigentümliche Ausweitung des SV-Prinzips in der deutschen Sozial-

2 6 Zum Verbänderecht in der gesetzl ichen Krankenversicherung s. Kurt F r i e d e , i n : 
Festschrift für Kurt Brackmann, Grundlagen der Sozialversicherung, St. August in 1977, 
S. 53f f . ; für den Gesamtbereich der landwirtschaft l ichen Sozialversicherung s. das Son
derheft der Zeitschrift Soziale Sicherheit in der Landwirtschaft zum 25jährigen Bestehen 
der SV (Heft Nr. 5/1978). 
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Versicherung ergibt sich dort, wo die Versicherung Dienst- und Sachleistungen 
zu garantieren hat, die grundsätzlich nicht vom Versicherungsträger, sondern 
von Ärzten, Zahnärzten, Apothekern, Handwerksberufen (Optikern, Hörgeräte
akustikern, orthopädischen Schuhmachern usw.), anderen gewerblichen Berufen 
(zum Beispiel Lieferanten von medizinischen Hilfsmitteln), anderen Verwaltungs
trägern (zum Beispiel Gemeinden als Träger von Krankenhäusern) oder Wohl
fahrtsverbänden (zum Beispiel als Träger von Hauspflegediensten) erbracht wer
den. Hier bedarf es besonderer Instrumente, um die „Leistungsträger" auf ge
eignete, verläßliche Weise in das Leistungssystem einzubeziehen. 

Die Problematik tritt besonders deutlich im Bereich der K r a n k e n v e r 
s i c h e r u n g hervor. Sie hat in besonderem Maße Behandlungs- und Pflege
leistungen dieser Art zu erbringen. Dafür gilt der Grundsatz, daß die Träger 
der Krankenversicherung verpflichtet sind, diese Leistungen zu verschaffen, 
ohne sie selbst zu erbringen (das heißt ohne sie durch eigene Einrichtungen 
und Bedienstete erbringen zu lassen). Die Krankenkassen sind deshalb gehal
ten, mit denjenigen, welche die Leistungen erbringen sollen, Verträge zu schlie
ßen. Durch sie werden die „Leistungserbringer" verpflichtet, die Leistungs
ansprüche der Versicherten auf Rechnung der Versicherung zu erfüllen. Soweit 
nun diese „Leistungserbringer" selbst zu Verbänden zusammengeschlossen sind, 
werden diese Verträge von den Krankenkassen oder ihren Verbänden mit den 
Verbänden der „Leistungserbringer" geschlossen. Sind diese Verbände der 
„Leistungserbringer" Körperschaften des öffentlichen Rechts (so zum Beispiel 
die Innungen der Handwerker), wird somit die Krankenversicherung durch die 
Kooperation zweier Selbstverwaltungszweige realisiert. Auf dem Gebiet der 
ärztlichen und zahnärztlichen Leistungen nun wurde dieser Ansatz in der Weise 
fortentwickelt, daß die an der Realisierung der Krankenversicherung beteiligten 
„Kassenärzte" zu besonderen kassenärztlichen Vereinigungen zusammenge
schlossen sind. Sie sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. Und analog 
zu den Sozialversicherungsträgern sind sie zu Bundesvereinigungen zusammen
geschlossen. Sie regeln in einem überaus komplizierten System gemeinsam mit 
den Verbänden der Krankenversicherungsträger die Erbringung der ärztlichen 
Leistungen und die Vergütung dieser Leistungen durch die Krankenkassen. Das 
Kernstück dieses Regelungssystems sind Kollektivverträge, die von den kassen
ärztlichen Vereinigungen mit den Verbänden der Krankenkassen geschlossen 
werden. Sie werden auf Bundesebene durch sogenannte „Mantelverträge" der 
Bundesverbände beider Seiten koordiniert. Daneben stehen Richtlinien, durch 
die näher erläutert wird, welche kassenärztlichen Leistungen notwendig und zu
lässig sind. Sie werden von Ausschüssen beschlossen, die wiederum von den 
Krankenkassen und den kassenärztlichen Vereinigungen paritätisch beschickt 
werden 2 7. 

E. Die Sonderform der Bundesanstalt für Arbeit 

I. A l l g e m e i n e s 
Sind die Träger der Kranken-, Unfall- und Rentenversicherung im wesent

lichen spezifisch für den Zweck der Sozialversicherung errichtet und gestaltet, 
2 7 S. §§ 368 ff., 406 ff. RVO. 
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so ist die Arbeitsiosenversicherung nur eine von vielen Aufgaben der Bundes
anstalt für Arbeit. Diese hat einen umfassenden beschäftigungspolitischen Auf
trag, der sich qualitativ auf die ständige Verbesserung der Beschäftigungs
struktur, quantitativ auf einen hohen Beschäftigungsstand richtet (§ 1 AFG). 
Auch gegenüber dem einzelnen hat sie einen breiten, reich differenzierten Auf
trag von Förderungs- und Einkommensersatzleistungen. Hinzu kommen einzelne 
weitere sozialpolitische Aufgaben 2 8. 

Diesem umfassenden Auftrag entsprechen vor allem drei Besonderheiten der 
Bundesanstalt für Arbeit: (1) ihre Regionalgliederung (Hauptstelle, Landes
arbeitsämter, Arbeitsämter)2 9, (2) die „drittelparitätische" Besetzung ihrer Kol
legialorgane3 0 und — auch über den Anteil der Gebietskörperschaften an dieser 
„Drittelparität" hinaus — (3) die intensive Einwirkung des Bundes und der 
Länder31. 

II. D i e „ d r i t t e l p a r i t ä t i s c h e " S e l b s t v e r w a l t u n g d e r 
B u n d e s a n s t a l t f ü r A r b e i t 

Die Leitungsstruktur der Bundesanstalt für Arbeit entspricht im Kern dem 
Grundmuster der SV der Sozialversicherungsträger. Auch hier befinden sich ein 
weiteres (Verwaltungsrat, sonst: Vertreterversammlung) und ein engeres Kolle
gialorgan (Vorstand) der „Selbstverwaltung" auf der „ehrenamtlichen" Seite 
und eine administrative Spitze (Präsident, sonst: Geschäftsführer) auf der 
„beruflichen" Seite 3 2. 

Dem zweistufigen Unterbau der Bundesanstalt entspricht es, daß auch den 
Präsidenten der Landesarbeitsämter und den Direktoren der Arbeitsämter Kol
legialorgane gegenübergestellt sind — jedoch jeweils nur eines (Verwaltungs
ausschüsse). 

Vorstand, Verwaltungsrat und Verwaltungsausschüsse nun „setzen sich zu 
je einem Drittel aus Vertretern der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und der 
öffentlichen Körperschaften zusammen" (§ 192 AFG). Vorschlagsberechtigt für 
die Vertreter der Arbeitnehmer sind die Gewerkschaften; vorschlagsberechtigt 
für die Vertreter der Arbeitgeber sind die Arbeitgeberverbände (§ 195 Abs. 1 
und 2 AFG). Insofern entsprechen diese Gruppen den paritätischen Gruppen 
in der Selbstverwaltung der „sonstigen" Sozialversicherung. Wer jedoch sind 
die „Vertreter der öffentlichen Körperschaften"? Sie werden vom Bund, den 
Ländern und den Kommunen (Gemeinden und Gemeindeverbänden) vorge
schlagen, wobei sich im einzelnen die Zuständigkeiten für die Formulierung 
der Vorschläge nach der Ebene, für die vorgeschlagen wird (Zentralverwaltung, 
Landesarbeitsämter, Arbeitsämter), unterscheiden (§ 195 Abs. 3 AFG). 

III. D i e E i n w i r k u n g d e s S t a a t e s 
Dem umfassenden beschäftigungspolitischen Auftrag der Bundesanstalt 

2 8 S. oben Β 4. 
2 9 S. oben Β 4. 
3 0 S. unten I I . 
3 1 S. unten I I I . 
3 2 Das Organisat ionsrecht der BfA ist in den §§ 189f f . AFG geregel t . — S. dazu z . B . den 

Kommentar von H e n n i g / K ü h l / H e u e r , AFG (Loseb la t tsammlung) , Stand Januar 
1979, §§ 189 ff. 
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entspricht weiter eine — im Vergleich zu den (sonstigen) Sozialversicherungs
trägern — verstärkte Einmischung des Staates, insbesondere des Bundes. 
— Zuers t ist h ier an die soeben genannten „Ver t re ter der öf fent l ichen Körperschaf ten" zu 

e r innern . So werden von den 13 „Ver t re tern der öf fent l ichen Körperschaf ten" im 
Verwa l tungsra t je 5 von der Bundesreg ie rung (für den Bund) und vom Bundesrat (für 
d ie Länder) sowie 3 Mi tg l ieder von den Sp i tzenvere in igungen der kommunalen Selbst
verwa l tungskörperschaf ten vorgesch lagen. Von den 9 Mi tg l iedern des Vorstandes be
nennen Bundesreg ie rung , Bundesrat und Sp i tzenvere in igungen der kommunalen Selbst
verwa l tungskörperschaf ten je ein Mi tg l ied (§ 195 Abs . 3 AFG) . 

— Al le Mi tg l ieder des Verwal tungsra ts und des Vors tandes der Bundesanstal t werden vom 
Bundesmin is te r für Arbe i t und Soz ia lo rdnung ernannt (§ 197 AFG). Die Vorschläge der 
zus tänd igen Gewerkschaf ten und Arbe i tgeberverbände sowie der Bundesregierung, des 
Bundesra tes und der Sp i tzenverbände der kommuna len Selbstverwal tungskörper
schaf ten b inden ihn zwar. Ein Mindestmaß an Kont ro l le und dementsprechender 
Leg i t imat ion ist g le ichwoh l mit dem Berufungsrecht ve rbunden . 

— Der Präs ident und der V izepräs ident der Bundesansta l t sowie die Präsidenten und 
V izepräs identen der Landesarbe i tsämter we rden vom Bundespräs identen auf Vorschlag 
der Bundesreg ie rung e rnann t ; d ie Bundesreg ie rung hat vor ihrem Vorschlag für die 
Ernennung des Präs identen oder des V izepräs identen eines Landesarbei tsamtes die 
zus tänd ige Landesreg ie rung zu hören . 

— Die le i tenden Beamten der Bundesansta l t we rden — wenn auch auf Vorschläge aus der 
Bundesansta l t - vom Bund ernannt (§ 211 AFG) . 

— Die Aufs icht , d ie der Bundesmin is te r für Arbe i t und Soz ia lo rdnung führt (§ 224 AFG) 
ist v ie l fach ausgewei te t . In e iner Reihe von Fäl len kann der Bundesminister mit 
We isungen auch in das Ermessen der Bundesansta l t e ingre i fen (§ 224 Abs. 1 S. 2 
AFG). Der Hausha l tsp lan der Bundesansta l t bedarf der Genehmigung der Bundesregie
rung (§ 216 Abs . 2 AFG) u.a.m. 

F. Ausblick 
Sinn und Gestalt der Sozialversicherung sind nicht unbestritten. Gerade in 

den letzten Jahren haben sich deshalb immer wieder Untersuchungen auf die 
Frage gerichtet, welche Entwicklung die Selbstverwaltung der Sozialversiche
rung nehmen könnte. Um einen Eindruck von der Diskussion zu geben, kann 
zunächst auf den Bericht zurückgegriffen werden, den die Bundesregierung 
zum 31. Oktober 1975 dem Bundestag zu Fragen der SV vorgelegt hat 3 3, sowie 
auf die in diesem Zusammenhang erarbeiteten Forschungsberichte mit dem 
Generalthema „Selbstverwaltung im Spannungsfeld zwischen sozialpolitischem 
Fortschritt und Demokratisierung der Gesellschaft" 3 4. 

Der Bericht der Bundesregierung faßt die Hauptprobleme der SV wie folgt 
zusammen: 
— Ein gewisser Substanzver lus t der SV ist wegen der we i tgehenden Normierung der 

Le is tungsansprüche der Vers icher ten unübersehbar gewo rden . 
— Dem entsprechen zunehmende Forderungen der SV nach mögl ichst großem Handlungs

sp ie l raum insbesondere im Le is tungsbere ich bei Sach- und Dienst le istungen. 

3 3 S. BT-Drucks. 7 /4244 . 
3 * Diese Gutachten s ind unter dem Titel „Soz ia le Se lbs tve rwa l tung" , 2 Bde., Bonn 1978, 

e rsch ienen; e in Gesamtüberb l i ck über d ie Gutachten, den Bericht der Bundesregierung 
und den d iesbezüg l ichen Diskuss ionss tand f indet sich in Bundesarbei tsblat t , Heft 1, 
Jan. 1976, S. 3 ff. 
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— Innerhalb eines gegl iederten Systems stehen al lerdings diese ordnungspol i t ischen 
Vorstel lungen der SV in einem prinzipiel len Spannungsverhäl tn is zu dem staatlichen 
Ziel einer einheit l ichen Leistungsgewährung und eines koordin ier ten Verwaltungs
handelns aller Träger sowie der Vereinfachung des Sozialrechts. 

— In der Praxis hat sich ein Handlungsungleichgewicht zwischen Vertreterversammlung und 
Vorstand ergeben. 

— Angesichts des weiten personalen Ausbaus der Sozialversicherung, die immer mehr 
auch Nichtarbeitnehmer erfaßt, ist das Prinzip der pari tät ischen SV f ragwürdig ge
worden. 

— Das zerspl i t terte Dienstrecht der Sozialversicherungsträger br ingt Probleme hinsichtl ich 
der Vereinbarkeit mit den Vorschri f ten der Verfassung über das Beamtenrecht (Art. 33 
Abs. 4 GG) mit sich. 

In seinem Forschungsbericht zur Situation der sozialen SV geht C h r i s t i a n 
v o n F e r b e r 3 5 von der provozierenden Feststellung W e r t e n b r u c h s 3 6 

aus, daß von einer „in der gesellschaftlichen Wirklichkeit wurzelnden Selbst
verwaltung" für die SV der Sozialversicherung nicht die Rede sein kann. Es 
fehle danach die Grundlage eines „freien", „vom Staat eindeutig geschiedenen 
Verbands". Nach dieser materialen Betrachtungsweise ist mittelbare Staatsver
waltung ebenfalls Staatsverwaltung und deshalb keine SV. Von Ferber zieht 
daraus den Schluß, daß eine Neubesinnung auf die Grundlagen der SV not
wendig sei. Hinsichtlich der Legitimationsgrundlagen der sozialen SV kommt 
er zu vier möglichen Argumenten: 

— Die historische Tradi t ion 

— die posit iv-rechtl iche Fixierung 
— die Überzeugungskraft einer Person oder einer Idee, was für unsere Zeit die „Demo

krat isierung von Stadt und Gesel lschaft" wäre, 
— eine die Kooperat ion ermögl ichende Struktur von Verbandsordnungen (funkt ionsbe-

zogene Legi t imat ion). 

Gerade der letzte Punkt könnte zu einer Überlegenheit des Prinzips der SV 
führen, wenn 

— durch Part izipation die Legi t imat ionslücke geschlossen würde, die notwendigerweise 
mit dem zunehmenden staatl ichen Einfluß entstand, 

— durch eine gleichberecht igte Inanspruchnahme die SV der benachtei l igten Gruppen 
mobil is iert würde, 

— eine Bedürfn isor ient ierung der sozialstaatl ichen Leistungssysteme gegen die Eigen
interessen der Experto- und Technokrat ie durchgesetzt würde, indem die SV die 
Bedürfnisse der Leistungsempfänger feststel l t und vermittel t . 

Diesem funktionsbezogenen Wandel der SV müßte auch die Konstruktion der 
SV Rechnung tragen. Ihre gegenwärtige Begründung aus dem tarifvertraglichen 
Modell der Einkommensbildung trägt nach Ansicht von Ferbers die bereits ein
getretene und für die Zukunft sich abzeichnende Entwicklung nicht. 

3 5 Christ ian v o n F e r b e r , Soziale Selbstverwaltung — Fikt ion oder Chance?, ebenda 
(Anm. 34), Bd. 1, S. 97 ff. 

3 6 Wi lhelm W e r t e n b r u c h hat diese Meinung vielerorts ver t re ten; zuletzt im ge
nannten Sonderheft „25 Jahre Selbstverwal tung" (Anm. 26) S. 419 ff. 
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In seinem rechtswissenschaftlichen Gutachten zu den Strukturproblemen der 
SV definiert H a r a l d B o g s 3 7 insbesondere die folgenden Probleme 

- der mangelnden inst i tut ionel len Garant ie der Sozialversicherung in ihrer herkömmlichen 
Gestalt im Grundgesetz, 

- der dennoch bestehenden Verpf l ichtung des staatl ichen Gesetzgebers, die gesetzliche 
System- und Grundentscheidung für eine sich selbst verwaltende Sozialversicherung 
durchzuhal ten, 

- das Wei tervordr ingen interessenverbandl icher Repräsentat ion in den Raum der sozialen 
SV, dem das gel tende Sozialversicherungswahlrecht nur unzureichend Rechnung trägt, 

- des aus dem Bl ickwinkel der pol i t ischen Amtsverantwortung im demokrat ischen Rechts
staat nicht ungefähr l ichen Ansatzes einer Reform des Dienst- und Verfassungsrechts 
der Sozialversicherungsträger in Richtung einer verantwort l ichen Mit lei tung von Per
sonal interessenvertretern. 

Hinsichtlich mehr zukunftsgerichteter Aufgaben der SV kommt der Gutachter 
zu einem Appell an die SV-Organe, insbesondere den Ausbau von Beratungs
diensten für die Versicherten und den Vollzug langfristiger, wissenschaftlich 
fundierter Planungen in Angriff zu nehmen. 

Eine gleichzeitig 3 8 durchgeführte demoskopische Untersuchung des Instituts 
für angewandte Sozialwissenschaft (INFAS) kam zu dem Ergebnis, daß das 
System der sozialen SV im Bewußtsein der Versicherten nicht sehr verankert 
ist. Die Einstellungen der betroffenen Versicherten zur Mitwirkung in der Sozial
versicherung sind eher widersprüchlich. Allerdings wird die Mitwirkung der Ver
bände bei der Auswahl der Organmitglieder sowie das Wahlverfahren von einer 
Mehrheit der Beteiligten bejaht. Auch diese Untersuchung kommt freilich zu 
dem Ergebnis, daß die Sozialwahlen wegen der geringen Wahlbeteiligung nicht 
viel zur Stabilisierung der Legitimationsbasis der SV bei den Versicherten bei
tragen kann. 

So umstritten die SV der Sozialversicherung in der Bundesrepublik Deutsch
land gegenwärtig auch ist, niemand denkt an die Alternative, die Sozialversiche
rung auf den Staat zu überführen. Umstritten ist die Vielzahl sehr unterschied
licher Versicherungsträger, der Umfang ihrer Aufgaben, die Mängel bei der 
gesetzlichen Beschreibung, die wichtige Stellung der Verbände der Versiche
rungsträger und das Prinzip der paritätischen Repräsentation der Versicherten 
und der Arbeitgeber. Eine Reform hätte die Gestalt der SV zu prüfen. Das 
Prinzip der SV erscheint nach wie vor als anerkannt. Seine Vitalität findet aktuel
len Ausdruck 'in der neuen Satzung der Bundesanstalt für Arbeit vom 27. April 
1980, insbesondere in deren Art. 1 Abs. 2, worin der Wert praktischer Erfahrun
gen unterstrichen wird, die über SV für die Arbeit der BfA nutzbar gemacht 
werden sollen 3 9. 

3 7 Harald B o g s , St rukturprobleme der Selbstverwaltung einer modernen Sozialversiche
rung, in : Soziale Selbstverwal tung (Anm. 34), Bd. 1, S. 11 ff. 

3 8 INFAS, Die Selbstverwal tung in der Sozialversicherung, in : Soziale Selbstverwaltung, 
Bd. 1, aaO (Anm. 34), S. 203 ff.; d ie von INFAS erhobenen Daten basieren auf einer 
Repräsentat iverhebung im Zei t raum Februar /März 1975. 

3 9 Ar t ike l 1 Abs . 2 : „Die Organe der Bundesanstalt sind im Rahmen der ihnen durch 
Recht und Gesetz zugewiesenen Aufgaben Träger der körperschaftlichen Willensbildung 
und Entscheidung. Unter besonderer Nutzung der Erfahrungen, Kenntnisse und Mög-
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